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Getriebsbilanz. 


Von 


Fritz Kaphtali. 


Das Betriebsrätegeſetz trägt in allen 
ſeinen Teilen fo ſehr die Spuren feiner Cnt- 
ſtehung, daß es ebenſowenig Wunder nimmt, 
wenn ſich in der Praxis in den Betrieben eine 
Fülle von Streitigkeiten an ſeine Auslegung 
und Handhabung knüpft, wie daß für die 
Ausgeſtaltungen, die es ſelbſt der Spezial- 
geſetzgebung vorbehalten hat, eine klare Richt⸗ 
linie fehlt. Man darf nie vergeſſen, daß dieſes 
Geſetz von ſeinen Urhebern nicht gemacht wor⸗ 
den iſt, um ein Pfeiler eines klar gegliederten 
Gebäudes zu fein, deffen Zweck die Einſchal⸗ 
tung der Arbeitnehmer aller Grade in die 
Produktionsführung der Geſamtwirtſchaft ift, 
ſondern daß dieſes Geſetz das Streben der 
Maſſen nach Mitbeſtimmung in der Wirt⸗ 
ſchaft äußerlich befriedigen wollte durch Mb- 
lenkung von einem geſchloſſenen Aufbau nach 
der geſunden Räteidee, auf eine Häufung von 
mehr oder minder nützlichen und mehr oder 
minder wertvollen Rechten, die auf den 
Einzelbetrieb beſchränkt bleiben. Dieſer Ab⸗ 
lenkungszweck iſt im beſonderen auch die Er⸗ 
klärung für die Formulierung derjenigen Be⸗ 
ſtimmungen des Betriebsrätegeſetzes, die ſich 
mit dem Recht der Bilanzeinſicht be⸗ 
faſſen. Der Forderung aus Arbeiter- und Ai- 
geſtelltenkreiſen, die Schleier des Kapitalismus 
dadurch zu lüften, daß man den Betriebs- 
räten das Recht gibt, die Bilanzen der ein- 
zelnen Unternehmungen zu ſehen, hat man 
nicht gewagt, ſachliche Argumente entgegen⸗ 
zuhalten, um wirkſamere Formen der Beſei⸗ 
tigung unzuläſſiger Geheimniskrämerei in der 
Wirtſchaft an ihrer Stelle durchzuführen, ſon⸗ 
dern man hat das Recht der Bilanzeinſicht, 


agitatoriſchem Bedürfnis Rechnung tragend, 
in das Geſetz aufgenommen, und es anderer- 
ſeits, um das geſetzgeberiſche Kompromiß gu- 
ſtande zu bringen, mit allerhand ſehr unklaren 
Kautelen umgeben. 

Der 8 72 des Betriebsrätegeſetzes, der die 
Bilanzeinſicht behandelt, hat folgenden Wort- 
laut: 

„In Betrieben, deren Unternehmer zur 
Führung von Handelsbüchern verpflichtet 
ſind, und die in der Regel mindeſtens 300 
Arbeitnehmer oder 50 Angeſtellte im Be- 
triebe beſchäftigen, können die Betriebsräte 
verlangen, daß den Betriebsausſchüſſen, 
oder wo ſolche nicht beſtehen, den Betriebs- 
räten alljährlich vom 1. Januar 1921 ab 
nach Maßgabe eines hierüber zu erlaſſenden 
Geſetzes, eine Betriebsbilanz und eine Be⸗ 
triebsgewinn- und Verluſtrechnung für das 
verfloſſene Geſchäftsjahr, ſpäteſtens 6 Mv- 
nate nach Ablauf des Geſchäftsjahres, zur 
Einſichtnahme vorgelegt und erläutert wird. 
Die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes oder 
des Betriebsrats ſind verpflichtet, über 
die ihnen vom Arbeitgeber gemachten ver- 
traulichen Angaben Stillſchweigen zu be- 
wahren.“ 

Der 8 105 des Geſetzes ergänzt diefe Be 
ſtimmung dahin, daß: wenn bis zum 31. De- 
zember 1920 das in 8 72 vorgeſehene Geſetz 
über die Betriebsbilanz nicht beſteht, dem Be- 
triebsrat eine den Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuches entſprechende 
Bilanz und Gewinn- und Verluſtrechnung 
vorzulegen iſt. Nun hat in den intereſſierten 
Kreiſen ſowohl der Unternehmer als der Ar- 
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beitnehmer eine Diskuſſion darüber begonnen, 
wie das Ausführungsgeſetz über die Vorlegung 
der Betriebsbilanz ausſehen ſoll. Ein in die 
Oeffentlichkeit gelangter Referentenentwurf 
für dieſes Ausführungsgeſetz beſchränkt ſich 
auf fünf Paragraphen, deren weſentlicher 
Inhalt darin beſteht, daß die vorzulegende 
Betriebsbilanz eine Bilanz ſein ſoll, die den 
handelsrechtlichen Vorſchriften entſpricht, mit 
der einen Ausnahme, daß ſie nur das dem 
Betrieb dienende Vermögen enthalten muß. 
Dieſe Abweichung hätte praktiſche Bedeutung 
nur für die Bilanzen der Einzelkaufleute, 
deren Geſamtvermögen ſonſt ohne Nüdficht 
auf das Arbeiten im Geſchäft in der Bilanz 
zu erſcheinen hat. Für alle anderen Unter⸗ 
nehmungsformen kommt auch nach den Han- 
delsrechtlichen Vorſchriften die Bilanzierung 
des Privatvermögens nicht in Frage. Nun 
iſt aber der Begriff der „Betriebs bilanz“ 
für die Geſetzgebung im Betriebsrätegeſetz ein 
ganz neuer, und es erſcheint außerordentlich 
zweifelhaft, ob es dem Geſetzgeber bei der 
Einführung dieſes Begriffes, der noch durch 
den gleichfalls neuen Begriff der „Be- 
triebs gewinn⸗ und Verluſtrechnung“ unter- 
ſtrichen iſt, wirklich nur darauf ankam, eine 
Ausſonderung des Privatvermögens des 
Einzelkaufmanns zuzulaſſen, ober ob dem Ge⸗ 
ſetzgeber nicht vielmehr vorſchwebte, daß 
unter einer Betriebsbilanz bei kombinierten 
Unternehmungen die geſonderte Vermögens- 
aufſtellung und der geſonderte Nachweis der 
Rentabilität in den Einzelbetrieben der Ge⸗ 
ſamtunternehmung zu verſtehen ſei. Ein 
Ausgehen von dieſer Begriffsbeſtimmung der 
Betriebsbilanz würde allerdings mit der 
Schwierigkeit zu rechnen haben, daß in der 
Praxis der Grad der geſonderten Bilanzie⸗ 
rung und Gewinnberechnung von Einzelbe— 
trieben innerhalb einer Geſamtunternehmung 
überaus verſchieden entwickelt iſt. 


Es iſt nicht meine Abſicht, hier die Dis⸗ 
kuſſion über den Begriff der Betriebsbilanz 
fortzuſpinnen. Von ſeiten der Unternehmer 
beſteht die Tendenz, möglichſt an dem Be⸗ 
griff der handelsrechtlichen Bilanz, vielleicht 
mit der einen Ausnahme der Ausſonderung 
des Privatvermögens, feſtzuhalten, aus dem 
ſehr einfachen Grunde, weil die Unternehmer 
aus der Praxis der Aktiengeſellſchaften zur 
Genüge die Harmloſigkeit von Bilanzveröffent⸗ 
lichungen, die ſich an die Beſtimmungen des 
Handelsrechts halten, kennen. Es iſt deshalb 
auch ſehr begreiflich, daß der Vorſtand des 
„Deutſchen Induſtrie- und Handelstages“ ſich 
in einem kürzlich bekanntgewordenen ver⸗ 
traulichen Rundſchreiben dahin ausgeſprochen 
hat, daß die Unternehmer gar kein Intereſſe 
an der Beſchleunigung des Spezialgeſetzes 
über die Betriebsbilanz hätten, weil dieſes 


Geſetz nur Unannehmlichkeiten bringen könnte, 
wenn in ihm Vorſchriften enthalten wären, 
nach denen z. B. ſtille Reſerven aufgedeckt 
werden müſſen oder Einzelaufſtellungen über 
alle Vermögensobjekte gegeben werden müſſen, 
während nach dem Handelsgeſetzbuch ſum⸗ 
mariſche Aufſtellungen, ſowohl für die Bi⸗ 
lanz, als auch für die Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung genügen. Auf der Seite der Arbeit⸗ 
nehmer hingegen wird man ſich allmählich 
der Wertloſigkeit der Einſicht in handelsrecht⸗ 
liche Bilanzen bewußt. Man erinnert ſich 
daran, daß dieſe Bilanzen ja bei den Aktien⸗ 
geſellſchaften ſchon längſt veröffentlicht wer⸗ 
den, ohne daß dieſe Veröffentlichung für die 
Arbeiterſchaft einen beſonderen Wert hätte. 
Man neigt deshalb dazu, für die Betriebs- 
bilanz und für die Betriebs⸗Gewinn⸗ und Ver⸗ 
luſtrechnung die Vorſchrift beſonders eingehen⸗ 
der Spezifikationen zu fordern. In einem 
Aufſatz, der in der „Deutſchen Werkmeiſter⸗ 
Zeitung“ vom 23. Juli veröffentlicht wurde, 
iſt weiter darauf hingewieſen worden, daß 
man in den Betriebsräten und Betriebsaus⸗ 
ſchüſſen nur ſehr wenig Leute finden werde, 
die der gewichtigen Aufgabe der Bilanzkritik 
gewachſen wären, und daß deshalb die Hin⸗ 
zuziehung von Treuhändern ermöglicht 
werden müſſe, die im Auftrage der Gewerk⸗ 
ſchaftsverbände mit aller nötigen Fachkunde 
die den Betriebsausſchüſſen vorzulegenden 
Bilanzen durchzuprüfen hätten. 


Aus den erwähnten Forderungen der Ar⸗ 
beitnehmer ſpricht die eine, zweifellos richtige 
Erkenntnis, daß die Vorlegung der Bilanzen, 
wie fie üblicherweiſe bei Aktiengeſellſchaften 
veröffentlicht werden, an die Betriebsaus⸗ 
ſchüſſe eine wertloſe Farce wäre. Schon bei 
der Veröffentlichung der Aktienbilanzen, die 
der öffentlichen Kritik unterliegen, iſt die 
Technik der Bilanzierung in der Richtung ſehr 
hoch entwickelt, daß Unerwünſchtes nicht 
aus der Bilanz erſehen werden kann. Da⸗ 
bei iſt aber der Bilanzkritiker der Aktien⸗ 
bilanzen gegenüber dem Betriebsausſchuß⸗ 
mitglied, ganz abgeſehen von ſeiner ſpeziellen 
Schulung, ſchon deshalb in einer viel gün⸗ 
ſtigeren Lage, weil er die Möglichkeit hat, 
Bilanzbewegungen bei den verſchiedenen 
Unternehmungen in Aktienform des gleichen 
Gewerbes miteinander zu vergleichen. Jeder 
Handelsredakteur, der ſich berufsmäßig mit 
der Bilanzkritik beſchäftigt, kennt die überaus 
engen Grenzen, die Bilanzveröffentlichungen, 
die den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
entſprechen, der Erkenntnis der wirklichen 
wirtſchaftlichen Vorgänge in dem Einzel⸗ 
unternehmen ſetzen. Er weiß aber auch, daß 
das wenige Wertvolle, was die Bilanzkritik 
leiſten kann, vorwiegend beruht auf einer ein⸗ 
gehenden vergleichenden Bilanzanalyſe, die 
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ſowohl die Bilanzen einer Unternehmung in 
den verſchiedenen Jahren miteinander ver⸗ 
gleicht, als auch die Bilanzen verſchiedener 
Unternehmungen des gleichen Gewerbes oder 
Handelszweiges in einem Jahre und in ihrer 
Entwicklung. Dieſe Hilfsmittel einer Bilanz⸗ 
kritik fehlen dem Betriebsausſchuß, der nur 
die Jahresbilanz ſeines Betriebes zu ſehen 
bekommt, und der fon auf Grund der Ber- 
pflichtung zur Verſchwiegenheit gar nicht in 
der Lage iſt, mit anderen Betriebsausſchüſſen 
ſeiner Branche Erfahrungen und Betrach⸗ 
tungen vergleichend auszutauſchen. 


Die Forderung, für die Betriebsbilanz, 
die den Betriebsausſchüſſen vorzulegen iſt, 
über das Handelsrecht weit hinausgehende 
Beſtimmungen der Spezialiſierung zu ſchaffen 
und die weitere Forderung, vor allen Dingen 
auch die Verpflichtung zur Erläuterung 
ſo auszudehnen, daß ſie zu einer Verpflich⸗ 
tung zur Vorlage der Unterlagen der 
Bilanz wird, mit dem Rechte, dieſe nachzu⸗ 
prüfen, erſcheint deshalb auf den erſten Blick 
ſchon deshalb berechtigt, weil ſie der Erkennt⸗ 
nis der Wertloſigkeit einer anders gearteten 
Bilanzeinſicht entſpricht. Aber dieſe formale 
Berechtigung der aufgeſtellten Forderung darf 
doch nicht davon abhalten, vor die Diskuſſion 
dieſer Einzelfragen der Ausgeſtaltung des Be⸗ 
triebsbilanzgeſetzes, die Grundfrage zu ſtellen: 
zu was und zu welchem Ende ſollen eigentlich 
die Betriebsräte oder ⸗ausſchüſſe überhaupt 
die Bilanzen ihrer Unternehmung kennen⸗ 
lernen und ſtudieren? Die Forderung der Bi⸗ 
lanzeinſicht, der der Geſetzgeber mit der für 
die Entſtehung des Betriebsrätegeſetzes, wie 
bereits dargelegt, charakteriſtiſchen Unſach⸗ 
lichkeit nachgegeben hat, entſtammt offenbar 
einer recht unklaren Gefühlswelt. Zum 
Teil heißt es bei ihrer Begründung einfach, 
die Unternehmer müßten gezwungen werden, 
die Schleier zu lüften. Etwas klarer werden 
die Motive dann, wenn ausgeſprochen wird, 
daß der Wunſch der Arbeitnehmer dahingeht, 
an dem Ertrag der Unternehmung, 
der in der Bilanz und Gewinn- und Verluſt⸗ 
rechnung ſichtbar wird, ihren gebührenden 
Anteil zu haben. Die Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten, die ſo argumentieren, ſind ſich 
meiſtens nicht der Konſequenzen ihrer Auf- 
faſſung bewußt. Dieſe Konſequenz wäre das 
Bekenntnis zum Betriebsſyndikalismus, die 
Aufgabe der einheitlichen gewerkſchaftlichen 
Aktion in den Gewerben, die Verpönung der 
Tarife und ihre Erſetzung durch ein Syſtem 
der Gewinn beteiligung, deſſen Un⸗ 
gerechtigkeit, Unzulänglichkeit und Rückſtändig⸗ 
keit bisher gerade von den gewerkſchaftlich 
organiſierten und ſozialiſtiſch denkenden Ar⸗ 
beiterkreiſen klarer erkannt worden iſt, als von 
manchen Unternehmerkreiſen und Sozialpoli⸗ 


tikern, die in einer harmloſen Gewinnbeteili⸗ 
gung vielfach glaubten, ein Mittel zur Löſung 
der ſozialen Frage gefunden zu haben. Was 
würde denn eine Bemeſſung weſentlicher Teile 
des Einkommens auf Grund der Betrieb3- 
bilanzen praktiſch bedeuten? Zunächſt einmal, 
daß zwei Metalldreher oder zwei Buchhalter, 
die mit ganz gleicher Hingabe und ganz 
gleicher Tüchtigkeit in zwei verſchiedenen be⸗ 
nachbarten Fabriken der Metallinduſtrie tätig 
ſind, eine verſchiedene Entlohnung erhalten 
würden, je nachdem, wie der Abſchluß der 
Unternehmung iſt, aus Urſachen, die mit der 
Leiſtung der betreffenden Arbeitnehmer auch 
nicht den geringſten Zuſammenhang haben. 
Man ſtelle ſich einmal weiter vor, welche Kon⸗ 
ſequenzen ſoll eine Arbeitnehmerſchaft, die ſich 
darauf einſtellt, die Geſchäftsergebniſſe ihres 
Betriebes als entſcheidend wichtig anzuſehen, 
aus Verluſt abſchlüſſen ziehen? Nehmen wir 
an, daß infolge ungünſtiger Konjunktur, in⸗ 
folge ſchlechter Finanzierung oder infolge von 
Fehlern der kaufmänniſchen oder techniſchen 
Leitung ein Unternehmen mehrere Jahre hin⸗ 
durch mit Verluſt arbeitet. Gibt es eine Ar⸗ 
beiterſchaft, die gewillt oder auch nur in der 
Lage wäre, auf Grund dieſer Verluſtabſchlüſſe 
auf Lohnforderungen zu verzichten, die bei 
anderen beſſer abſchließenden Unternehmungen 
der gleichen Branche durchgeſetzt werden 
können? Die Frage ſtellen heißt ſie verneinen. 
Ihre Bejahung würde überdies zu einer ganz 
unwirtſchaftlichen Prämie für ſchlecht geleitete 
Betriebe führen. Wenn das Recht der Bilanz⸗ 
einſicht, zur Syndikaliſierung oder zur Ver⸗ 
allgemeinerung der mehr oder minder belang⸗ 
loſen, ungerechten und eine Ueberwindung 
des kapitaliſtiſchen Syſtems auch nicht im ent⸗ 
fernteſten darſtellenden Gewinnbeteiligung 
führen würde, ſo würde dieſes Recht letzten 
Endes der gewerkſchaftlichen Bewegung der 
Arbeiterſchaft nur Schaden zufügen. Ich 
ſchweige dabei ganz davon, daß die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge dieſes allgemeinen Ge⸗ 
winnbeteiligungsſyſtems auf Grund der Bi⸗ 
lanzeinſicht eine ungeahnte Entwicklung der 
Verſchleierungstechnik zur Folge haben würde. 
Denn wenn heute ſchon die Aktiengeſellſchaften, 
durchaus im Intereſſe der Starkerhaltung 
des Unternehmens ſelbſt, vor ihren Aktionären 
mit allem Geſchick Gewinne zu verſtecken ver⸗ 
ſtehen, was würde erſt bei allen Privat⸗ 
unternehmungen mit zwangsweiſer Gewinn⸗ 
beteiligung auf Grund der Bilanzen ſich für eine 
Praxis des Verſteckens und Verſchiebens entwickeln, 
der kaum ein Betriebsrat Herrwerden könnte. Nur 
ein Bei piel zur Illuſtration: Ein Warenhaus mit 
500 Angeſtellten errichtet geſondert vom 
Warenhaus in ſelbſtändiger Rechtsform eine 
Einkaufsfirma, durch die es in rechtlich ganz 
einwandfreier Form die Gewinne, die im 
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Warenhaus erzielt werden, zu neun Zehnteln 
abfängt. Dieſe Einkaufsfirma arbeitet mit 
einer ſo kleinen Anzahl von Angeſtellten, daß 
bei ihr die geſetzliche Pflicht zur Bilanzvor⸗ 
legung nicht beſteht. Sollte aber dieſe Pflicht 
erweitert werden, ſo kann notfalls eine ſolche 
zum Gewinnabfang dazwiſchengeſchobene 
Firma auch ganz ohne Angeſtellte betrieben 
werden. Ich führe nur dieſes eine Beiſpiel an. 
Mit der Erläuterung aller Möglichkeiten, Ge⸗ 
winne kunſtvoll zu verſtecken, ließen ſich Bände 
füllen. 

Wenn aber Klarheit darüber beſteht, daß 
allgemeiner Gewinnbeteiligungsrummel nicht 
der Zweck der Einſicht in die Betriebsbilanz 
ſein kann, ja welchen Wert hat dieſe Einſicht 
überhaupt? Soll ſie nur ein Mittel ſein, den 
Unternehmer zu ſchikanieren oder Schikanen 
des Unternehmers zu vergelten? Dann ge⸗ 
hörte ſie doch ſicher nicht in ein Geſetz, deſſen 
Zweck nach dem § 1 neben der Wahrnehmung 
der gemeinſamen wirtſchaftlichen Intereſſen 
der Arbeitnehmer, die Unterſtützung des Ar⸗ 
beitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke 
ſein ſoll. Schalten wir aber auch die Schikane⸗ 
abſicht aus, die bei der vernünftigen Arbeiter⸗ 
ſchaft zweifellos nicht beſteht, ſo bleibt 
höchſtens übrig, daß das eine oder andere 
Mitglied des Betriebsausſchuſſes durch ein 
ſehr ſorgfältiges und ſachkundiges Studium 
der Betriebsbilanz ſein Verſtändnis für die 
Zuſammenhänge der wirtſchaftlichen Vorgänge 
innerhalb der Unternehmung ein klein wenig 
vertiefen kann. Dieſes Ziel genügt aber nicht, 
um eine Bilanzeinſicht auszugeſtalten, die mit 
{o vielen Gefahren, nicht nur für die Unter⸗ 
nehmung, ſondern vor allen Dingen auch für 
die Arbeiter ſelbſt und ihre Bewegung ber 
bunden iſt. 

Dieſe Kritik der Bilanzeinſicht nach dem 
Betriebsrätegeſetz bedeutet keineswegs ein 
Plaidoyer für Geheimhaltung der Bilanzen, 
für eine Geheimniskrämerei des Unternehmer⸗ 
tums. In einer Zeit, in der der Leitſatz, daß 
Wirtſchaften nicht Privatſache, ſondern Ge mein- 
ſchaftsſache iſt, allmählich durchdringt, iſt der 
Abbau des Geſchäftsgeheimniſſes, einſchließlich 
des Bilanzgeheimniſſes, der einzelnen Unter⸗ 
nehmungen, durchaus notwendig. Sinnlos iſt 
es nur, die Lüftung des Bilanzgeheimniſſes 
gegenüber dem Betriebsrat oder Betriebsaus⸗ 
ſchuß vorzunehmen, der ſeinerſeits die erwor— 
benen Kenntniſſe wieder geheimzuhalten ber- 
pflichtet iſt. Sinnvoll würde es ſein, bei einer 
Zuſammenfaſſung der Gewerbe zu gemein⸗ 
wirtſchaftlich beeinflußten Selbſtverwaltungs⸗ 
körpern, in deren Hand die Produktionsfüh⸗ 
rung für alle Dinge liegt, die über den inneren 


Betrieb hinaus das Geſamtgewerbe und die 
Geſamtwirtſchaft betreffen, dem Produk⸗ 
tionsrat dieſer Gewerbekörperſchaft, der 
aus Betriebsleitern, Arbeitern und Angeſtell⸗ 
ten paritätiſch zuſammengeſetzt ift, {äm t liche 
Bilanzen der zum Gewerbe gehörenden 
Einzelunternehmungen zu unterbreiten. Hier 
beſtünde dann die nötige Vergleichsmöglichkeit. 
Hier beſtünde die Möglichkeit, für jedes Ge⸗ 
werbe ein beſtimmtes Bilanzierungsſchema 
aufzuſtellen und auf Grund der Vergleichung 
der einzelnen Bilanzen Schlüſſe zu ziehen im 
Hinblick auf die Geſtaltung und Verteilung 
der Produktion. Durch dieſe Konzentration der 
Einzelbilanzen an einer Stelle, und durch die 
Ausdehnung der Kontrollrechte, dieſer außer⸗ 
halb des Betriebes liegenden Zentralſtelle 
wäre es auch möglich, Verſchleierungsmetho⸗ 
den wirkſam entgegenzutreten. Endlich kann 
man ſich auch vorſtellen, daß die Bilanzein⸗ 
ſicht und Bilanzkontrolle dieſer zentralen 
Körperſchaft des Gewerbes eine große Be⸗ 
deutung gewinnen kann für die Durchfüh 
rung der Funktionen, die möglicherweiſe dieſen 
Gewerbekörperſchaften als Steuerſyndikatenzu⸗ 
zuweiſen wären. Hier, wo nicht nur der Ar⸗ 
beitnehmer des Betriebes ſeinen Unternehmer 
kontrolliert, ſondern wo durch den Pro- 
duktionsrat eine Vereinigung von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern die Kontrolle aus- 
übt, iſt eine ganz andere Möglichkeit der ſach⸗ 
kundigen Ueberwachung des Einzelbetriebes 
gegeben. Bei dieſer Zuſammenfaſſung aller 
Bilanzen der Betriebe eines Gewerbes er⸗ 
öffnen ſich auch für die in den Produktions- 
räten ſitzenden Arbeiter und Angeſtellten ganz 
andere Perſpektiven, um aus dem Geſamtüber⸗ 
blick und aus der Vergleichung der Bilanzen 
Wertvolles für ihre Anteilnahme an der Pro 
duktionsführung zu lernen. 


Aus dieſen Gedankengängen ergibt ſich 
die Folgerung, daß es ziemlich wertlos iſt, über 
die Einzelheiten des Begriffes der Betriebs- 
bilanz und über die Ausgeſtaltung der im 8 72 
des Betriebsrätegeſetzes gewährten Rechte ſich 
den Kopf zu zerbrechen und Kämpfe zu führen. 
Der richtige Weg wäre, die Diskuſſion über 
das Recht der Bilanzeinſicht zum Ausgangs- 
punkt einer Reviſion der Betriebs- 
rätegeſetzgebung zu machen, bei der die 
Betriebsräte entlaſtet werden von Funktionen, 
die innerhalb des Einzelbetriebes wertlos oder 
ſchädlich ſind und bei der dieſe Funktionen 
übertragen werden in zweckmäßiger Ausgeſtal⸗ 
tung auf Produktionsräte der Gewerbe. 
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Wirtſchaftsenquéte. 


Der ſozial⸗ 


und wirtſchaftspolitiſche 


Anterausſchuß des vorläufigen Reichs- 


wirtſchaftsrats hat einen Bericht über feine Beratungen über den Antrag Wif fell 
betreffend Förderung der produktiven Erwerbsloſenfürſorge erſtattet. Die Beſchlüſſe des 
Anterausſchuſſes, die den Gegenſtand von Beratungen der beiden Hauptausſchüſſe gebildet 


haben, ſind in den Tageszeitungen wiedergegeben und erörtert worden. 
ſchlüſſe ſoll hier nicht eingegangen werden. 


Auf dieſe Be⸗ 
Dagegen erſcheint es wertvoll, aus dem 


Bericht über die Verhandlungen mit den Sachverſtändigen, die den Charakter einer kleinen 
Wirtſchaftsenquete gehabt haben, eine Reihe von tatſächlichen Feſtſtellungen hervorzu⸗ 
heben, die geeignet ſind, die gegenwärige Verfaſſung des deutſchen Wirtſchaftslebens zu 


beleuchten. 


Selbſtkoſten berechnung. 

Ob die im Geſchäftsleben herrſchende Methode 
der Selbſtkoſtenermittelung durchaus gerechtfertigt iſt, 
wird von ſehr kompetenten Sachverſtändigen be⸗ 
zweifelt. Die außerordentliche Steigerung der Roh- 
ſtoffpreiſe führt, wenn die früheren Verhältniſſen 
entſprechenden Handelszuſchläge eingeſetzt werden, 
unter Umftänden zu Preisforderungen, die mit den 
tatſächlichen Selbſtkoſten nicht mehr übereinſtimmen. 
Es rechtfertige ſich nicht, daß z. B. im Schuh⸗ 
warenhandel noch Aufſchläge von 25 bis 33% und 
mehr berechnet würden, nachdem die Erzeugerpreiſe 
eines Paares Herrenſtiefel von 7 bis 11 % auf 
300 % und mehr geſtiegen waren, zumal ein Teil 
der Unkoſten, wie Ladenmieten, ja durch Staats- 
eingriff künſtlich niedrig gehalten werden. Noch 
höher feien die Aufſchläge im Wöbelhandel, 50 0%, 
und im Detailhandel mit Textilartikeln. Derartige 
Kalkulationsgepflogenheiten müßten bei Waren, 
welche erſt viele verſchiedene Geſchäfte paſſieren, ehe 
ſie an den Verbraucher gelangen, angeſichts der 
hohen Robftoffpreife zu übertriebenen Preisforde⸗ 
rungen und damit ſchließlich zur Unverkäuflichkeit 
der Waren führen. 

Textilinduſtrie. 

Aehnlich wie in der Schuhinduſtrie hat, zum 
Teil im Anſchluß an die Valutabewegungen, ein 
überaus ſchroffer Preiswechſel in den RVohſtoffen 
ſtattgefunden. Wolle koſtete bei Aufhebung der 
Zwangswirtſchaft Ende Auguft 1919 50 bis 60 , 
März 1920 350 % pro Kilogramm. Baumwolle 
im April 1920 112 %, Juli 1920 40 %. Während 
in der Zeit der hohen Nohſtoffpreiſe noch erheb— 
liche Mengen von Fertigfabrikaten, die mit ge= 
ringen Einſtandspreiſen belaſtet waren, zu vorteil⸗ 
haften Preiſen abgeſetzt werden konnten, handelt 
es ſich jetzt darum, die rieſigen Verluſte zu tragen, 
welche daraus entſtehen, daß die mit ſehr hohen 
Materialpreiſen angefertigten Waren nur nach Maß⸗ 
gabe der während der Fabrikation ſtark gefunfe- 
nen Robftoffpreife verkauft werden ſollen. Welche 
Riffen dabei auftreten, geht aus der Tatſache her⸗ 
vor, daß zwiſchen Einkauf des Rohſtoffs und dem 
Abſatz der aus ihm gefertigten Waren einige 
Monate verſtreichen; eine mittlere Baumwollſpinne⸗ 
rei von 50 000 Spindeln braucht aber 100 000 kg 
im Monat, bedurfte alſo in der Zeit der höchſten 
Preiſe allein für die Bezahlung des Robftofis 
(Kredit wird von Amerika nicht gewährt) über 
11 Will. , jetzt 4 Will. M, 


Die Unkoſten der Garnerzeugung betragen im 
Monat noch weitere 2 Mill. . Daran ſchließen 
ſich die Koſten der Weberei, Färberei, Druckerei 
uſw. Es bedarf alfo ganz enormer Kapitalbeträge 
ſchon bei normalem Geſchäftsgange. Soll aber auf 
Lager gearbeitet werden, ſo nehmen Kapitalbedarf 
und Riſiko eine Ausdehnung an, der auch die 
größten Unternehmungen nicht gewachſen ſind. Unter 
dieſen Umſtänden kommt der Stabiliſierung der 
Valuta eine alle anderen Faktoren überragende Be⸗ 
deutung zu. Die durch den Handel bewirkten Auf- 
ſchläge auf die Erzeugerpreiſe werden von Ar⸗ 
beitern als ſehr hoch bezeichnet. Für Stoffe, die 
in der Fabrik mit 35 bis 45 4 kalkuliert worden 
ſind, hätten die Ladengeſchäfte 200 bis 250 % pro 
Meter gefordert. Hier ſeien Preisſenkungen mög⸗ 
lich. Dagegen komme den Lohnkoſten keine ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung zu. Bei Kattunen, die der 
Kleinhandel mit 25 % pro Meter verkauft, beträgt 
der Webelohn 45 Pf., der Spinnlohn noch weniger. 

Holzproduktion. 

Seit einem Jahre ift eine Steigerung der 
Holzpreiſe eingetreten, die auch Forſtmänner als 
geradezu „wahnſinnig“ oder „unſinnig“ bezeichnet 
haben. Nicht nur das Baugewerbe und — wegen 
des Grubenholzes — der Bergbau, ſondern auch 
die Papierfabrikation und die graphiſchen Gewerbe 
ſind dadurch wegen des Zellſtoffes und Holz⸗ 
ſchliffes ſchwer betroffen worden. Der deutſche 
Wald gehört zu je einem Drittel den Ländern, 
den Gemeinden und Privaten. Es entfällt aber 
ungefähr die Hälfte der ganzen Holzproduktion auf 
die Staatswaldungen. Vor dem Kriege wurden 
28 Will. Feſtmeter Nutzholz bei einer kaum in 
Betracht fallenden Ausfuhr und einer Einfuhr von 
14 Will. Feſtmetern gewonnen. Innerhalb Deutſch⸗ 
lands liefern namentlich Bayern und Württemberg 
mehr Holz, als ſie ſelbſt bedürfen. Auf Papier⸗ 
holz entfielen vor dem Kriege 6 240 000, auf Gruben⸗ 
holz 5 500 000, auf Schwellen 1000000 und auf 
Maſten (Telegraphenſtangen) 500 000 Feſtmeter. Es 
verblieben 28,4 Mill. Feſtmeter oder 68,5% des 
Verbrauchs für Baugewerbe und Möbelinduſtrie. 
Obwohl ſchon während des Krieges der große Holz— 
bedarf ein Anziehen der Preiſe bewirkt hatte, die 
kataſtrophal wirkende Preisſteigerung hat doch erſt 
im Sommer 1919 begonnen. Vor dem Kriege wur⸗ 
den pro Feſtmeter im Walde 20 bis 25 , im 
Juli 1919 60 bis 80 , im September 1919 be⸗ 
reits 600 , im März 1920 aber 800 M bezahlt. 
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Seither haben ſich wieder Preisſenkungen vollzogen, 
die aber noch nicht überall zur vollen Geltung 
gekommen ſind. Die Preiserhöhung betrug alſo 
über 3000 % des Friedenspreiſes. Die Preiſe des 
Gruben- und Papierholzes find denen des Nutz⸗ 
holzes gefolgt. Die Preisſteigerung erſchien beſon⸗ 
ders merkwürdig, weil ſich wegen der geringfügigen 
Bautätigkeit ſehr beträchtliche Holzvorräte ange⸗ 
ſammelt hatten. Die Erklärung wird zum Teil 
in der Verſchlechterung der deutſchen Valuta ge- 
funden. Wegen unzulänglicher Bewachung der 
Grenzen konnten nicht nur durch das „Loch im 
Weſten“, ſondern auch über die ſchweizeriſche und 
holländiſche Grenze ſowie über Danzig gewaltige 
Mengen von Holz — es wird von 5 Will. Felt 
metern geſprochen — nach dem Auslande ver⸗ 
ſchoben werden. Dadurch vollzog ſich raſch eine 
Angleichung an die Auslandspreiſe, die auf den 
nordeuropäiſchen Märkten (England, Skandinavien) 
um 250 bis 300% geſtiegen waren. Setzt man 
die Papiermark mit einem Zehntel des Wertes 
der Goldmark ein, ſo erſcheint die Preisſteigerung 
in Deutſchland auf den dreißigfachen Betrag einiger⸗ 
maßen verſtändlich. Allerdings haben noch andere 
Umftände mitgewirkt. Gerüchte über ſehr große 
Holzforderungen der Entente waren verbreitet und 
fanden in der Anordnung der Forſtbehörden, den 
Einſchlag um ein Drittel zu erhöhen, eine gewiſſe 
Beſtätigung. So mancher ſtrebte auch danach, ſein 
Geld durch Amlage in Holz dem Zugriff der Steuer⸗ 
behörden zu entziehen. So ſtieg der Preis des 
Speſſarter Eichenholzes von 500 auf 20 000 , alfo 
auf das Vierzigfache. Seit der Verbeſſerung der 
Valuta und der Unterbindung der „ſchwarzen“ Aus⸗ 
fuhr iſt eine Senkung der Preiſe eingetreten. Ueber 
die Entwicklung der Schnittholzpreiſe in Berlin 
brachte ein Fachblatt „Die Holzwelt“ nachſtehende 
Angaben: 


1919. Juli 260 % 
Auguſt 300 % 
Oktober 150 % 
Dezember. 750 M 

1920. Januar 1000 46 
Februar 1300 % 
April 1600 % 


und ſchließlich Preiſe von 2000 % und mehr. 
Nach Mitteilung eines Sachverſtändigen ſeien 
anderwärts die Bretterpreiſe pro Feſtmeter von 


1275 % im März 1920 bereits auf 850 % im Mai 


geſunken. 
Metallverarbeitung. 

Im ganzen Maſchinenbau mit Einſchluß der 
Werften, der Automobil- und Fahrradinduſtrie wird 
die Lage von der Entwicklung der Eiſen- und Stahl⸗ 
preiſe beherrſcht. Hämatiteiſen koſtete vor dem Kriege 
185 %, wurde Ende Mai 1920 mit 2600 % und 
im Juli 1920 immer noch mit 2200 % bezahlt. 
Während die Höchſtpreispolitik der Kriegsrohſtoff⸗ 
abteilung es durchgeſetzt hatte, daß die Steigerung 
der Eiſen⸗ und Stahlpreiſe fih noch bis Ende 1918 
in relativ maßvollen Grenzen bewegte, traten mit 


Beginn des Jahres 1919 bis zum 1. Juni 1920 
ungemein ſchroffe Preiserhöhungen ein, nämlich: 
. — — — — 


s vor dem |1. 1.1.12. 1. 2. 1. 6.|1. 8. 
e Krieg |1919|19191192011920|1920 
— . ä —ͤ— nn 
Nohblöcke 83 50 265 1430 219024352140 
Vorgewalzte Blöcke 8750 290 |1465 2225/2655/2260 
Knüppel. 98 300 1500 226027252365 
Dictinen re. 97,50 305 1505 226527902410 
Formeiſen wi 320 (1715|2565/3320/2740 
Stabeiſen 98—100 | 335 174526003 2002840 
MWalzdraht ... . . 117,50 350 |2000/3 1201358513160 
Grobbleche 105 375 2260 3415040403595 
Mittelbleche |110 420 2545 386547754060 
Feinbleche 125 460 3185 03935048404195 


Die Bedeutung dieſer Preiserhöhungen iſt 
größer, als die Preisſtatiſtik vermuten läßt, weil 
50 und mehr Prozent der Zahlungen in Deviſen 
erfolgen und überdies Rüdlieferungen von Schrott 
und Halbzeug zu geringeren als den Marktpreiſen 
zugeſtanden werden mußten. Der Neichswirtſchafts⸗ 
miniſter ſchritt gegen dieſe Auflagen ein. Des⸗ 
halb wurden die Preiſe noch weiter erhöht, und 
ſelbſt bei dieſen hohen Preiſen durfte der Ver⸗ 
braucher keineswegs auf ſichere und pünktliche Er⸗ 
füllung der Beſtellungen rechnen. 

Die Preispolitik des Eiſenwirtſchaftsbundes iſt 
vielfach damit zu rechtfertigen geſucht worden, daß 
noch erhebliche Schulden in Schweden zu tilgen 
find, Die von dort ſtammenden Erze durften wäh⸗ 
rend des Krieges nur auf Kredit bezogen werden. 
Gegen dieſe Auffaſſung iſt der Einwand erhoben 
worden, daß die Eiſeninduſtrie auch während des 
Krieges ausgeführt und Deviſen erhalten habe, die 
zur Abdeckung der Erzſchulden in Schweden bereit⸗ 
zuhalten geweſen wären. Es ſei unzuläſſig, die 
infolge der Valutaverſchlechterung eingetretenen Bers 
luſte nun durch rückſichtsloſe Ausnutzung einer vor⸗ 
teilhaften Konjunktur einſeitig auf die deutſchen 
Verbraucher abzuwälzen und dadurch deren Stel⸗ 
lung zu untergraben. Ein großes Werk habe trotz 
einer das Doppelte ſeines Aktienkapitals be⸗ 
tragenden Verſchuldung 8% Dividende ausgeſchüttet. 
Der Eiſenwirtſchaftsbund ſei imſtande, mit der 
Ausfuhr, die ihm bewilligt werde, in ausreichen⸗ 
dem Umfange Deviſen zur Bezahlung der aus⸗ 
ländiſchen Erzbezüge zu beſchaffen. Bei der Bez 
rechnung der Eiſen- und Stahlpreiſe würden auch 
die Gewinne, welche die Eiſeninduſtriellen aus der 
vielfach mit ihren Werken verbundenen Neben⸗ 
produktenverwertung zögen, nicht in entſprechender 
Weiſe berückſichtigt. Die Preiſe von Teer und 
Teeröl ſeien aber auf das Siebzigfache geſteigert 
worden. Von der Gegenſeite wurde betont, daß 
erſt ein Drittel der Schulden an Schweden ab- 
gedeckt worden ſei, und daß bereits Ermäßigungen 
der Eiſen⸗ und Stahlpreiſe ſtattgefunden hätten. 
Die Vertreter des Maſchinenbaues erklärten aber, 
daß man trotz dieſer Ermäßigungen noch nicht mit 
Erfolg im Auslande konkurrieren könne. Die ameri⸗ 
kaniſche und zum Seil auch die engliſche Kon⸗ 


* 
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kurrenz könne Walzwerkprodukte zu 
Preiſen erhalten. 

Noch ſchärfer ſind die Preisſteigerungen bei 
Spezialfabrikaten, 3. B. Weißmetall zum Aus⸗ 
gießen der Automobillager; es koſtete vor dem 
Kriege 4 % pro Kilogramm, Anfang 1919 20 4, 
im Frühjahr 1920 90 % und jetzt 158 é. Die 
Steigerung der Löhne iſt nach Angabe der Arbeit⸗ 
geber auf das Zehn⸗ bis Zwölffache, nach Angabe 
der Arbeiter auf das Gieben- bis Achtfache des 
Friedensſatzes zu berechnen. Bilden die Waterial⸗ 
koſten jetzt auch einen Anteil am Erzeugerpreiſe — 
etwa 70 bis 80% gegenüber dem Friedensſatze von 
50% —, ſo hat die Lohnſteigerung auf die Preiſe 
einen für die Konkurrenzfähigkeit im Auslande doch 
ausſchlaggebenden Einfluß genommen. 

In der Fahrradinduſtrie ſind die Ma⸗ 
terialkoſten pro Rad (ausſchließlich der Reifen) von 
14 auf 400, die Arbeitskoſten von 14 auf 62 % 
geſtiegen. 


niedrigeren 


In der Automobilfabrikation ergeben 
ſich einige Beſonderheiten. Sie hat wegen des 
fogenannten Hindenburgprogrammes ihre Fabri⸗ 
kationstätigkeit ungemein ſteigern müſſen, in bezug 
auf Laſtkraftwagen eine Verdoppelung vorgenommen. 
Die Fabrikation wird vielfach durch ungenügende 
Belieferung mit Spezialartikeln gehemmt. Die 
Serienproduktion auf Lager erfordert unerſchwing⸗ 
liche Kapitalbeträge. Für eine Serie von 300 Laſt⸗ 
wagen würden 18 Will. % erforderlich werden. 
Der für die Maſſenfabrikation notwendige Abſatz 
kann nur durch Freigabe des Automobilverkehrs 
und Aufhebung der Benzinbewirtſchaftung erzielt 
werden. Die Benzinpreiſe werden wegen Ankaufs 
in den Zeiten der ſchlechten Valuta viel zu hoch 
gehalten. Man fordere 6,50 M, während das Aus 
land bereits zu 3,50 % anbiete. Die Einfuhr von 
Benzin ſei vom Standpunkte der Deviſenpolitik un⸗ 
bedenklich; denn das eingeführte Benzin könnte 
durch den dann wieder ausſichtsreicheren Auto mobil⸗ 
export bezahlt werden. Es würde eine Herab— 
ſetzung der Betriebskoſten, die jetzt in Berlin auf 
60 000 bis 70000 % pro Jahr veranſchlagt werden, 
eintreten und dadurch, in Verbindung mit niedri⸗ 
geren Materialpreiſen, die Kaufluſt des Inlandes, 
damit auch die Maſſenproduktion und eben da— 
durch auch wieder ein erfolgreicher Export möglich 
werden. Die Laſtwagen werden jetzt von Amerika 
und Frankreich zu Preiſen angeboten, mit denen 
die inländiſchen Produzenten nicht einmal das er⸗ 
forderliche Material bezahlen könnten. 

Papierinduſtrie und Preſſe 

Die Papierinduſtrie hat außer mit hohen 
Zellſtoffpreiſen mit einer Erhöhung der Sulfatpreiſe 
auf das Dreißig⸗, bei Harzpreiſen auf das Fünfzig⸗ 
fache zu rechnen, die Löhne ſind auf das Zwanzig⸗ 
fache geſtiegen, waren früher allerdings beſonders 
niedrig. Eine gewiſſe Herabſetzung der Selbſt⸗ 
koſten könnte durch Verminderung der Sorten er- 
reicht werden. Noch gäbe es 1100 verſchiedene Sor⸗ 


ten. Dieſe weitgehende Rückſichtnahme auf alle er⸗ 
denklichen Geſchmacksrichtungen hat vor dem Kriege 
den Export gefördert. Heute iſt dieſer Luxus un⸗ 
gerechtfertigt. Es war ein verhängnisvoller Fehler, 
daß die Kriegsbewirtſchaftung nur die Papierver⸗ 
teilung, nicht aber die Produktion geregelt hat. 
Der Papierverbrauch der Zeitungsverleger iſt durch 
die Kriegswirtſchaft auf 40% kontingentiert wor⸗ 
den. Das Kilogramm Zeitungspapier koſtete vor 
dem Kriege 20 Pf., jetzt 4 , und mehr. Dadurch 
iſt ein erheblicher Rückgang in der Zahl der 
Abonnenten und Inſerenten eingetreten. Der 
Papierverbrauch hat ſo abgenommen, daß heute 
viele Zeitungen nur 50% ihres Kontingents in 
Anſpruch nehmen. Es beſteht inſofern nicht mehr 
ein Papiermangel, ſondern ein Papierüberfluß. 


Der ſtraff organiſierte Verein Deutſcher Drud- 
papierfabrikanten hatte vor dem Kriege ſtets da— 
nach getrachtet, die Preiſe zu ſtabiliſieren, d. h. 
etwa auf der Höhe von 19 bis 20 % zu halten. 
Er umfaßt 80% der Erzeugung, während der Neft 
auf die ſogenannten ringfreien, mit der Einkaufs⸗ 
ſtelle des Vereins Deutſcher Zeitungsverleger in 
Verbindung ſtehenden Fabriken entfällt. Es finden 
aber auch Verſtändigungen zwiſchen beiden Gruppen 
der Induſtrie ſtatt. Da der Preis für Druckpapier 
durch Eingreifen des Reichs geſenkt worden iſt, 
haben die Fabriken danach getrachtet, ſich beim 
Verkauf anderer freier Papierſorten ſchadlos zu 
halten. Eine allgemeine Preisſenkung für Papier 
könne erit eintreten, nachdem die Preiſe des Papier- 
holzes herabgegangen ſein werden. Es ſcheine indes 
eine Verſtändigung zwiſchen den Forſtverwaltungen 
der maßgebenden Länder zu beſtehen, die dieſer 
Senkung entgegenarbeiten. Die Fabriken ſind meiſt 
nur zu 420% ihrer Leiſtungsfähigkeit beſchäftigt. 
Durch Steigerung der Ausfuhr könnte man auf 
70% kommen. Bei der Ausfuhr beſteht aber die 
Verpflichtung, vom Wehrerlös drei Viertel für den 
Abbau der Inlandpreiſe zu verwenden, wenn der 
Ausfuhrpreis 50% über dem Onlandpreiſe ſteht. 
Ueberdies zeige die Außenhandelsſtelle eine große 
Zurückhaltung bei der Genehmigung der Ausfuhr⸗ 
anträge. Die zum Teil ungewöhnlich hohen Ge- 
winne der Papierfabriken beruhen teils auf der 
Verwertung der noch in früheren Zeiten billig an- 
geſchafften großen Holzläger, während die Papier⸗ 
preiſe den jeweiligen Holzpreiſen angepaßt wurden, 
teils darauf, daß andere Papierſorten, die nur etwa 
um 10% höhere Koſten als Druckpapier verurſachen, 
im Preiſe um 100 und mehr Prozent geſteigert 
worden ſeien. 


Nach der Auffaſſung einzelner Sachverſtändiger 
würden die Papierpreiſe zu ſehr den Selbſtkoſten 
der weniger leiſtungsfähigen Betriebe angepaßt. Es 
wurde auch von ſeiten der Papierinduſtrie ſelbſt 
nicht beſtritten, daß wucheriſche Preisgeſtaltungen 
vorkommen. Die beſſere Regelung der Verhältniſſe 
werde durch die Gegenſätze zwiſchen der Zellſtoff⸗ 
und Holzſchliffinduſtrie, die aus einer ſehr großen 
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Zahl kleiner Betriebe beſteht, und die aus dieſen 
Gegenſätzen hervorgehenden Schwierigkeiten der 
Organiſation verhindert.. 

Noch übler als die Tagespreſſe iſt die Fach⸗ 
preſſe geſtellt. Zeitſchriftenvapier koſtete vor dem 
Kriege 27 Pf., jetzt 6,62 %. Die Farbenpreiſe ſind 
ſogar von 36 bis 38 % auf 1200 . geſtiegen, 
Zinkplatten von 4,50 auf 116 b, Eine Nummer 


der „Illuſtrierten Zeitung“ koſtete Juni 1914: 
18 400 , jetzt 310 000 , die Auflage eines Ull- 
ſteinbuches erft 14400 , heute 115 000 A, Der 
Einfluß der erhöhten Buchdruckerlöhne kommt beim 
Buchdruck mit kleineren Auflagen mehr zum Aus⸗ 
druck, mit 50 bis 85% der Koſten, als bei den 
Zeitungen mit größeren Auflagen. Hier beherrſchen 
die Papierpreiſe die Lage. 


Oolliswirtſchaftliche Gapitalbildung. 


Von Arthur HBeichen⸗Frankfurt a. M. 


Die entſcheidende Aufgabe des wirtſchaftlichen 
Wiederaufbaues ift die Reproduktion des volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Kapitals, das durch den Stillſtand der 
Produktion während der Kriegsjahre, durch den 
Ueberkonſum feit der Revolution und durch die ſchon 
geſchehenen bzw. noch in Ausſicht ſtehenden Gratis⸗ 
tribute und Servituten auf Grund des Verſailler 
Inſtrumentes vernichtet iſt bzw. fortlaufend ver- 
nichtet werden wird, in dem Sinne, daß die Nutzungen 
nicht uns, ſondern fremden Volkswirtſchaften zu⸗ 
gute kommen. Aljo Mehrwertbildung in einem 
Ausmaß und Umfang, für die die bisherige Geſchichte 
kein Analogon bietet. Als die hervorſtechendſten 
nächſten konkreten Aufgaben nennen wir außer der 
Erfüllung der wirtſchaftlichen Leiſtungen aus dem 
Friedensvertrag den Wiederaufbau unſerer Handels⸗ 
flotte, die Beſeitigung der ſtädtiſchen Wohnungsnot 
durch Neubauten, die Durchführung des Siedlungs⸗ 
werkes, den Wiederaufbau der bäuerlichen Wirt⸗ 
ſchaft (als: Ergänzung der Viehbeſtände, erhöhte 
Kapitalinveſtationen zwecks Steigerung der Produk⸗ 
tivität des Bodens), mannigfache Umſtellungen in 
der Induſtrie und — last not least — die Ergänzung 
der heruntergewirtſchafteten privaten Haushalte der 
breiten Maſſen uſw. Alſo ein Kapitalbedürfnis, 
das zunächſt unabſehbar iſt. Vor dem Kriege war 
die Kapitalbildung eine Aufgabe, die ausſchließlich 
den oberen Einkommenſtufen zukam. Hier waren 
die Zentren des volkswirtſchaftlichen „Sparens“. 
Es liegt mir vollkommen fern, dieſerhalb ver- 
gangenen Zeiten ein Loblied zu ſingen, wie dies 
die akademiſche Nationalökonomie heute gern tut. 
Sehr im Gegenſatz zu faſt allen bürgerlichen 
Nationalökonomen kann man vielmehr ſehr wohl 
der Meinung ſein, daß eine demokratiſche Ein 
kommensverteilung deshalb ſehr heilſam geweſen 
wäre, weil die Kapitaliſation nicht fo rapid fort⸗ 
geſchritten, der induſtrielle Ueberbau Deutſchlands 
nicht zu einem ſolchen Waſſerkopf angewachſen und 
damit die expanſiven Tendenzen des Imperialismus 
wicht zu fo unwiderſtehlicher Wucht angewachſen 


und wir auf dieſe Weiſe — vielleicht — um den 
Weltkrieg herumgekommen wären. Aber es iſt 
zwecklos, mit Vergangenem zu rechten. — Die eine 


ökonomiſche Folgewirkung der Revolution iſt nun 
die als Folge der allgemeinen Verarmung ein⸗ 
getretene Demokratiſierung der Einkommensver⸗ 
teilung. Dieſe durch die Lohnbewegung der Uira 


beiterſchaft herbeigeführte „Politik des Wohlſtands⸗ 
ausgleichs“ — der Terminus technicus ſtammt von 
W. Rathenau — wird noch verſtärkt durch die 
fiskaliſche Steuerpolitik. Daß in dieſer Richtung 
Erleichterungen eintreten werden, iſt bei dem Um⸗ 
fang ſtaatlicher Bedürfniſſe nicht anzunehmen; dies 
um ſo mehr, als der Druck, mit dem die ſtaatliche 
Mehrwertpreſſe arbeitet, nicht einſeitig von uns 
aus, ſondern durch unſere Gegner, die nun einmal 
alle entſprechenden Machtmittel in der Hand 
haben, beſtimmt wird. Die zuſammenſchrumpfenden 
oberen Einkommensſtufen fallen alſo für die Zwecke 
der volkswirtſchaftlichen Kapitalbildung in zunehmen⸗ 
dem Maße aus. Wer ſoll nun an deren 
Stelle treten, wer dieſe geſellſchaft⸗ 
lich notwendige Funktion übernehmen? 
Ein erſter Gedanke wäre der: eben der Staat mit 
ſeiner Steuerſchraube, alſo eine Fiskaliſierung der 
Kapitalbildung. Nun, der Staat iſt mit den Auf⸗ 
gaben der „Wiedergutmachung“, der Verzinſung 
und Amortiſierung ſeiner inneren Schulden ſo über⸗ 
laftet, daß er für diefe Aufgabe von vornherein 
ausſcheidet. Anſätze zu einer gemeinwirtſchaftlich⸗ 
halböffentlichen Kapitalbildung kann man darin er⸗ 
blicken, wenn — falls ich recht unterrichtet bin — 
beiſpielsweiſe der Reichskohlenrat beſtimmt, daß ein 
Teil der durch die Erhöhung der Kohlenpreiſe aufs 
kommenden Mehreinnahmen zur Beſchaffung von 
Wohnungen für die Bergarbeiter verwendet wird. 
Die Kapitalbildung geſchieht hier letztlich zu Laſten 
der Konſumenten. Wenn alſo die oberen 
Einkommensſtufen für die Kapital- 
bildung immer weniger in Frage 
kommen, muß verſucht werden, die 
müttleren und unteren Einkommens⸗ 
ſtufen zu ſolchen Zwecken heranzu⸗ 
ziehen. Das läßt ſich nun nicht in dem Sinne 
bewerkſtelligen, daß man (vgl. die Nichterſche Spar⸗ 
Agnes) Sparſamkeit und andere Tugenden predigt, 
ſondern man muß andere Wege finden und ſich ent⸗ 
weder auf ein individuelles oder ein Gruppen» 
intereſſe ſtützen. Für die Induſtriearbeiterſchaft läge 
alſo die Aufgabe darin, beiſpielsweiſe ihr Soziali⸗ 
ſierungsſtreben zu befriedigen und Organifationd- 
formen für ſolche Kapitalbildung zu ſchaffen, die 
auch für die radikalen Teile der Arbeiterſchaft 
akzeptabel ſind. Auch ein Näte⸗Deutſchland, das 
dieſer Aufgabe der Kapitalbildung genau fo gegen- 
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überftehen würde wie ein gegen revolutionäres 
Deutſchland, müßte ſie in ihr Inventar übernehmen 
können. Der Möglichkeit, die Wirtſchaftspolitik 
des Wiederaufbaues umzufälſchen in eine Politik 
der Aufrechterhaltung des „kapitaliſtiſchen Aus- 
beutungsſyſtems“, muß von vornherein vorgebeugt 
werden. Es wird beiſpielsweiſe unumgänglich not= 
wendig fein, den Gieben- oder Acht⸗Stundentag in 
gewiſſen Induſtriezweigen (3. B. Bergbau und 
Eiſeninduſtrie, Verkehrsweſen, Krafterzeugung uſw.), 
wo es nicht gilt, eine überſchüſſige induſtrielle 
Reſervearmee aufzuſaugen, zu durchbrechen. Früher 
oder ſpäter wird ſich eine Verlängerung der Ar⸗ 
beitszeit doch als notwendig erweiſen; wird dieſe 
Aufgabe jetzt nicht gelöſt, dann vollbringt ſie die 
Entente oder die — dann allerdings moraliſch legi⸗ 
timierte — Gegenrevolution. Zwecklos aber iſt es, 
ſich irgendwelchen Illuſionen hinzugeben. Die Ar⸗ 
beiterſchaft wird ihre Zuſtimmung nicht zu irgend⸗ 
welchen Maßregeln erteilen, die auch nur einen 
Pfennig kapitaliſtiſchen Profits zur Entſtehung 
kommen laffen. Auch würde ein auf eine Ver— 
längerung der Arbeitszeit zielender Parlaments- 
beſchluß von der Arbeiterſchaft als reaktionäre 
Kampfmaßnahme empfunden und dementſprechend 
aufgenommen werden. Entweder erfolgt die Ber- 
längerung der Arbeitszeit auf Grund eines freien 
Entſchluſſes einzelner Teile der Arbeiterſchaft oder 
ihrer zentralen Vertretungskörperſchaften (Näte⸗ 
organiſationen, Induſtrieverbände) oder aber minde⸗ 
ſtens auf Anordnung eines wirklich ſozialiſierten 
Wirtſchaftskörpers — für den Kohlenbergbau etwa 
durch die „Deutſche Kohlengemeinſchaft“ nach dem 
Vorſchlag der Sozialiſierungskommiſſion. Die durch 
eine verlängerte Arbeitszeit geleiſtete Mehrarbeit 
müßte von ſeiten der Arbeiterſchaft ganz oder teil- 
weiſe unentgeltlich geleiſtet werden. Solche Ueber⸗ 
ſtunden fänden ein Analogon in den kommuniſtiſchen 
Sonntagen Räte⸗Rußlands. Die Wehrerlöſe wer⸗ 
den getrennt und autonom durch die Organiſationen 
der Arbeiterſchaft (den Arbeiterräten, Induſtriever⸗ 
bänden uſw.) verwaltet, die damit die kapitaliſtiſchen 
Eigentumsrechte nach und nach ablöſt oder in Neu- 
anlagen inveſtiert. Die Arbeiterſchaft hat damit die 
Möglichkeit, in kürzeſter Zeit zur erſten Wirtſchafts⸗ 
macht emporzuſteigen und die kapitaliſtiſchen Wirt- 
ſchaftsformen durch Selbſthilfe und gewiſſermaßen 
von unten herauf beiſeite zu drängen. Durch 
einen Ueberbau einer proletariſchen Bankorgani⸗ 
ſation, die alle ſonſtigen organiſatoriſchen Aufgaben 
finanzwirtſchaftlicher Art zu übernehmen hätte, 
müßte das Ganze gekrönt werden. In den Bank⸗ 
und Sparkaſſeneinrichtungen des Zentralverbandes 
der Konſumvereine wären ſolche embryonalen An⸗ 
ſätze vorhanden. Als ergänzende Maß⸗ 
nahmen zur Erleichterung der Kapital⸗ 
bildung müßte die Einführung des 
Sparzwanges für Jugendliche aller 
erwerbsfähigen Volkskreiſe (Arbeiter, 
Angeſtellte und Beamte uſw.) hinzutreten. Die 
Revolution hat ja die Differenzierung der Löhne 


nach dem Lebensalter der Lohnempfänger in einem 
Ausmaß beſeitigt, das ſozial und volkswirtſchaftlich 
überaus unbefriedigende Zuſtände geſchaffen hat. 
Ob dieſer Sparzwang mit einer Zwangsver⸗ 
ſicherung für Zwecke der Ausſt euer und 
Austattung, um die Familiengründung zu 
erleichtern und der ſozial ſo ſchädlich wirkenden 
Hinausſchiebung des Heiratsalters entgegenzuwirken, 
zu verbinden wäre, wäre ebenfalls in Erwägung 
zu ziehen. Auch damit wären der Volkswirtſchaft 
Anlage- und Betriebsmittel zuge⸗ 
Führe deren Verwaltung und Ver- 
wertung im ausſchließlichen Gruppen- 
intereſſe der beteiligten Kreiſe zu 
führen wäre. Das ſind in ſtrichweiſer An⸗ 
deutung die Aufgaben des Wiederaufbaues, ſoweit 
ſie den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten zu⸗ 
fallen werden. Die organiſatoriſche Löſung kann in 
den verſchiedenſten Formen geſchehen, und es hat 
wenig Zweck, irgendeine ſolche von vornherein heraus- 
heben zu wollen. 


Nun zu den Aufgaben, die der Landwirtſchaft, 
den Bauern, zufallen. Der Krieg hat beide relativ 
begünſtigt. Der Krieg und die durch ihn herbei— 
geführte allgemeine Verarmung und Entwertung 
großer Teile der Produktionsmittel und demgemäß 
auch der Arbeitskraft hat zwei Säulen unberührt 
gelaſſen, die Beſitzer der mineraliſchen und der 
organiſchen Bodenprodukte. Beide, die Kohlen⸗ 
produzenten und die Agrarier, erlebten ungeheure 
Wertſteigerungen, die ihnen wachſende Renten ab⸗ 
werfen, die noch größer werden würden mit der Be⸗ 
ſeitigung der Zwangswirtſchaft. Das iſt ja ſchließ⸗ 
lich überhaupt der Sinn der Zwangswirtſchaft, die 
Renten auf der einen, die Verarmung auf der 
anderen Seite nicht ins Ungemeſſene wachſen zu 
laſſen, denn ſchließlich iſt es ebenſowenig ein Ver⸗ 
dienſt der Bauern, daß ihr Boden unzerſtörbar iſt, 
wie es eine Schuld der Induſtriebevölkerung iſt, 
daß Deutſchlands Induſtrie durch ſeine Rivalen zu⸗ 
grunde gerichtet wurde. Alſo die Zwangswirtſchaft 
ift keine böſe Erfindung unſachverſtändiger Menſchen; 
das hat auch die Kappſche Fünftageregierung gez 
fühlt, daß ſie für die Aufhebung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft ein Aequivalent in Ausſicht ſtellen müßte. 
Ihr Finanzprogramm ging demgemäß auf beſondere 
Grundſteuern für die Landwirtſchaft. — Zweifellos 
wird die Landwirtſchaft durch die Zwangswirtſchaft 
ſehr beengt und der Produktion hemmende Feſſeln 
angelegt. Man wird auch das überaus bemerkens⸗ 
werte Votum der Konſumvereine des Zentralver— 
bandes deutſcher Konſumvereine (Mitte Juni 1920) 
beachten müſſen, der die Aufhebung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft als nicht mehr „im Intereſſe der Kon⸗ 
ſumenten gelegen“ verlangt. Wenn alſo nicht nur 
die Landwirte, ſondern auch anſehnliche Teile der 
Konſumenten ſelber gegen die Zwangswirtſchaft zu 
rebellieren beginnen, werden ſich auch ihre bisherigen 
Freunde wohl oder übel mit ihrer Aufhebung, ſoweit 
dies nur die Umſtände erlauben, befaſſen müſſen. 
Was wäre aber die Folge? Zunächſt eine weitere 
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Belaſtung der Konſumenten, die man in Kauf 
nehmen muß, insbeſondere wenn der Abbau der 
Löhne auf Schwierigkeiten ſtoßen ſollte, vor allem 
aber ſteigende Erträge und Gewinne der Landwirt- 
ſchaft, die ſich notwendigerweiſe in ſteigende Boden- 
werte umſetzen müſſen. Es entſteht nun die Auf⸗ 
gabe, die Allgemeinheit daran partizipieren zu 
laſſen als Gegenleiſtung für die nunmehr mit Auf- 
hebung der Zwangswirtſchaft eingeräumte Be— 
wegungsfreiheit. Aber nicht in Form beſonderer 
Grundſteuern, ſondern durch öffentliche oder halb— 
öffentliche hypothekariſche Belaſtung des 
Grund und Bodens in Form von Amor⸗ 
tiſationshypotheken, für die fortlaufend die 
Beträge für Verzinſung und Amortiſation aufzu- 
bringen find. (Alſo eine Art Steuererſatz.) Der 
landwirtſchaftliche Beſitz iſt für ſolche Belaſtung 
tragfähig genug; es iſt ja allbekannt, wieweit ſich 
die Landwirte — allerdings zum Teil mit unter 
dem Einfluß der Schwierigkeiten der Neuinveſtierung 
und Viehhaltung — entſchuldet haben. Es wäre ein 
großes nationales Hypothekeninſtitut zu ſchaffen, 
dem fortlaufend Zinſen und Amortiſationsquoten 
zufließen würden, die gleicherweiſe für die Ver— 
zinſung und Tilgung der in Umlauf zu jeßenden 
Pfandbriefe bzw. Hypothekenobligationen dienen 
würden. Indem dieſe Hypotheken alſo mobiliſiert 
würden, könnten ſie in den Dienſt volkswirtſchaftlicher 
Kapitalbildung geſtellt werden, indem die Hypo— 
theken⸗ bzw. Pfandbriefinſtitute langfriſtige Kredite 
zur Durchführung des Siedlungswerkes, zu Meliora— 
tionen, zu Wohnungsbau und für Viehzucht ge— 
währen würden. Ein Teil der durch Zinſen und 
Tilgungsbeiträgen aufkommenden Einnahmen der 
Hypothekeninſtitute würde ſteuerlichen Charakter an— 
nehmen, indem letztere zur Deckung ſtaatlicher Bedürf— 
niſſe zuſchießen müßten, und zwar ausſchließlich zur 
Deckung der Etatspoſitionen der landwirtſchaftlichen 
Verwaltung. Damit müßten einige Aenderungen in 
der Finanzverwaltung und im Budgetrecht, das den 


zentralen Parlamenten zum Teil entzogen und auf 
die landwirtſchaftlichen Selbſtverwaltungskörper dele⸗ 
giert werden müßte, einhergehen. Es iſt natürlich 
ſelbſtverſtändlich, daß die Hypothekeninſtitute keine 
rein ſtaatlichen, ſondern Unternehmungen ſein müſſen, 
die jenen landwirtſchaftlichen Selbſtverwaltungs⸗ 
körpern und daneben ſtaatlicher Aufſicht unterſtehen. 
Daß die Belaſtung der Landwirtſchaft nicht durch 
ſpezielle Grundſteuern, ſondern Amortiſationshypo⸗ 
theken ſich vollziehen ſoll, dafür ſprechen mannig⸗ 
fache pſychologiſche Erwägungen. Die Abneigung 
gegen den Steuerbeamten ift auf dem Lande bez 
ſonders groß, insbeſondere heute, wo ſich mit dieſer 
allgemeinen Abneigung noch die ſpezielle politiſche 
Abneigung gegen den neuen Staat hinzugeſellt. 
Dieſer bäuerlichen Mentalität muß Rechnung ge⸗ 
tragen werden. Es ſoll im neuen Deutſchland 
niemand in Verſuchung kommen, feine Steuerſcheu. 
mit der politiſchen Abneigung gegen dieſes oder 
jenes Regime zu verwechſeln — vielleicht auch nur 
auf der Schwelle des Unterbewußtſeins. Und die 
Maßnahme, einen Teil jener Einnahmen der großen 
Hypothekeninſtitute zur Deckung ſpezieller ſtaatlicher 
Bedürfniſſe für die Landwirtſchaftsverwaltung heran⸗ 
zuziehen, verfolgt ein ähnliches Ziel. An ſich handelt 
es ſich ja hier um ein Wiederaufleben der veralteten 
finanzwirtſchaftlichen Methoden der Zweck ſteuern, 
aber wir meinen, ſie ſind geeignet, einen engeren 
Konnex zwiſchen dem Staat, der Allgemeinheit und 
einer beſonderen ſpeziellen Gruppe herzuſtellen. 
Ein ſolch erhöhter Konnex bietet ein Gegengewicht 
gegen die erhöhten Anforderungen an die Gteuer- 
willigkeit. Und die ſtaatsrechtliche Konſtruktion, die 
auf eine Dezentraliſation der Staats maſchinerie und 
eine Stärkung der gewerblichen (nicht der lokalen!) 
Selbſtverwaltung hinausläuft, wird auch geeignet 
fein, die entgegenſtehenden politiſchen Hemmungen 
zu überwinden, die daraus reſultieren, daß die 
Landwirtſchaft zum großen Teil den heutigen Staat 
gerne als eine Intereſſengemeinſchaft zwiſchen In⸗ 
duſtrie, Proletariat und Finanzkapital auffaßt. 


Revue der Preſſe. 


Die „Frankfurter Zeitung“ (7. Auguſt) 

beſpricht die Ausweiſe der 
Hypothekenbanken im erſten Halbjahr 1920. 

Die Regiſterhypotheken betrugen am 30. Juni 1920 
bei 36 Hypothekenbanken 11 985,94 Mill. %. Das 
bedeutet gegenüber dem 31. Dezember 1919 eine 
Zunahme von 122,23 Mill. % und gegenüber dem 
30. Juni 1919 eine Zunahme von 210,93 Mill. . 
Der Pfandbriefumlauf bezifferte ſich am 30. Juni 
1920 insgeſamt auf 11 682,03 Mill. Æ (gegen den 
31. Dezember 1919 plus 131,25, gegen den 30. Juni 
1919 plus 101,71 Mill. %. Für eine Beleihungs⸗ 
tätigkeit von der Art, wie ſie die Vorkriegszeit 
kannte, fehlen nach wie vor die Vorausſetzungen, 
ja die Neigung zur Rückzahlung von Hypotheken 
ſcheint an vielen Stellen noch immer recht groß 


zu ſein. Der Hypothekenzins bekundet noch keine 
Neigung zum Aufwärtsgehen. Bezeichnend für die 
Lage ift es auch, daß die Hypothekenbanken viel 
häufiger als früher ſtatt der normalen Deckung 
durch Unterlagshypotheken zur vorübergehenden Er- 
ſatzdeckung durch Wertpapiere ihre Zuflucht nehmen 
müſſen, weil es oft ſchwer fällt, für die durch 
Hyvothekenrückzahlung zugefloſſenen Mittel andere 
Hypotheken zu beſchaffen. Die ins Hypotheken- und 
Kommunal ⸗Darlehnsregiſter eingetragenen Wert⸗ 
papiere ſind am 30. Juni 1920 insgeſamt auf 
97,17 Mill. M angewachſen gegen 89,99 Will. Sa 
am 31. Dezember 1919. Der Zuwachs des Ge— 
ſamthypothekenbeſtandes dürfte bei der beſtehenden 
Nückzahlungstendenz wohl nur dadurch zu erklären 
ſein, daß die induſtriellen Beleihungen infolge des 
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mächtigen Bedarfes an Betriebskapital für die ver⸗ 
ſchiedenſten Zwecke an manchen Orten mehr her- 
vortreten. — Die „Frankfurter Zeitung“ 
(8. Auguſt) hat die Berechnung ihrer. 
Börſenindexziffer 
erweitert. Es werden jetzt 25 Aktien und 10 An⸗ 
leihen der Statiſtik der Kursbewegung zugrunde 
gelegt. Die Statiſtik beginnt mit dem 1. Sep⸗ 
tember 1919. Für die 25 Aktien (Gelſenkirchen, 
Harten, Laurahütte, Mannes mann, Weſteregeln, 
Deutſche Bank, Dresdner Bank, Deutſche Veberſee⸗ 
bank, Akkumulatoren Hagen, Badiſche Anilin, 
Scheideanſtalt, Hapag, Maſchinen Augsburg⸗Nürn⸗ 
berg, Kleyer, Waggonfabrik Fuchs, Orenſtein & 
Koppel, Vereinigte Glanzſtoff, Spinnerei Verwey, 
Aſchaffenburger Papier, Brauerei Schultheiß, Zucker⸗ 
fabrik Frankenthal, Zementwerk Heidelberg, Deut⸗ 
ſche Erdöl, Baltimore and Ohio) ſtieg die Index⸗ 
ziffer der Kurſe vom 1. September 1919 von 5424 
auf 12311 Anfang März. Von da ab ſetzte der 
Konjunkturrückſchlag ein, der den Kurswert An⸗ 
fang Juni bis auf 8533 fallen ließ. Inzwiſchen 
hat die neue Hauſſe namentlich am Montan⸗ und 
Oclaktienmarkt den Indexkurs wieder auf 11488 
erhöht. Die Kurve der Anleihen iſt weſentlich 
ruhiger; 1. September 1919: 963, 1. März 1920ʃ: 
1411, 1. Juni: 1024 und 7. Auguſt: 1052. Die 
erfaßten Rentenwerte find: Sproz. Neichsanleihe, 
3proz. Reichsanleihe, Sparprämien⸗ Anleihe, Apro3. 
preußiſche Anleihe, Aproz. Frankfurter Anleihe, 
Aproz. Frankfurter Hypothekenbank- Pfandbriefe, 
öſterreichiſche Goldrente, Silbermexikaner, Aproz. 
Hörter und Aproz. A. E. G.-Obligationen. — Ueber 
die Aufgaben und Ausfichten der Brüſſeler Finanz ⸗ 
konferenz 

heißt es in einem Londoner Bericht der „Neuen 
Zürcher Zeitung“ (9. Auguſt), daß der Zweck 
der Konferenz vom Generalſekretariat des Völker⸗ 
bundes zunächſt dahin umſchrieben wird, daß man 
ein möglichſt vollſtändiges Bild der Weltlage ge= 
winnen will. Wenn eine gemeinſame Aktion auf 
ſicheren Boden geſtellt werden ſoll, muß die Ueber⸗ 
ſicht der einzelnen Staaten auch eine endgültige 
Aufſtellung über die auswärtigen Verpflichtungen 
aller Staaten umfaſſen. Die Delegierten jedes 
Staates werden je eine Denkſchrift über die Finanz⸗ 
lage ihres Landes unterbreiten, ſodann erhält jeder 
Delegierte die Möglichkeit, in einem viertelſtündi⸗ 
gen (1) Vortrage die Hauptpunkte des Wirtſchafts⸗ 
lebens ſeines Landes näher auseinanderzuſetzen. Die 
Konferenz wird ſodann zur Beratung der vitalen 
Finanzprobleme übergehen. Eine Reihe von Reſo⸗ 
lutionen foll das Ergebnis dieſer Beratungen zu- 
ſammenfaſſen. Endlich ſoll die Konferenz die⸗ 
jenigen Schwierigkeiten prüfen, die nur durch inter⸗ 
nationale Vereinbarungen gelöſt werden können 
und ein oder mehrere Entwürfe dafür aufſtellen. 
Es wird ſich dabei insbeſondere um die Wieder⸗ 
herſtellung des internationalen Kreditweſens und 
die Möglichkeit internationaler Anleihen handeln. 
Es follen ſodann Spezialkomitees eingeſetzt wer⸗ 


den, die ſich mit der Vereinheitlichung der Wirt⸗ 
ſchaftsſtatiſtik in den Ländern befaſſen, deren gegen⸗ 
wärtige Faſſung einen Vergleich oft erſchwert oder 
unmöglich macht. Das Generalſekretariat des 
Völkerbundes hofft, daß die Beſchlüſſe der Brüſſeler 
Konferenz der Genfer Verſammlung am 15. No⸗ 
vember vollſtändig unterbreitet werden können. 
Ueber die praktiſchen Ausſichten der Konferenz iſt 
man in maßgebenden Kreiſen einigermaßen ſkeptiſch. 
Sie werden weſentlich von den Fähigkeiten und 
Ideen der Delegierten der einzelnen Staaten ab⸗ 
hängen. — In der „Voſſiſchen Zeitung“ 
(10. Auguft) veröffentlicht Rechtsanwalt Dr. Sa⸗ 
moje einen Vorſchlag zur 
Organiſation der Binnenſchiffahrt 

in Geſtalt eines Geſetzentwurfes. Bei der Löſung 
der Aufgabe „Vereinheitlichung des Verkehrs“, d. h. 
der Erzielung eines planmäßigen Zuſammenarbeitens 
aller der deutſchen Wirtſchaft zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Verkehrsmittel, beſteht, ſoweit die Vereinheit⸗ 
lichung von Eiſenbahnen und Binnenſchiffahrt in 
Frage kommt, eine Hauptſchwierigkeit darin, daß 
der behördlich organiſierte Großbetrieb der Eiſen⸗ 
bahnen verbunden werden ſoll mit den zahlreichen, 
zum großen Teil unorganiſierten Einzelbetrieben 
der Binnenſchiffahrt. Die Schwierigkeit kann nur 
dadurch beſeitigt werden, daß für die Binnen- 
ſchiffahrt eine Organisation geſchaffen wird, die nicht 
mit dem Wißtrauen der Unternehmer belaſtet ift. 
Das ift nur zu erreichen, wenn man die Regelung 
des Binnenſchiffahrtsverkehr den an ihm uns 
mittelbar und mittelbar Beteiligten anvertraut. 
Wan ſchaffe alſo Selbſtverwaltungskörper, die man 
unter die Aufſicht des Reichsverkehrsminiſteriums 
ſtellt. Als Vorbild für den Inhalt und die Ab⸗ 
grenzung der Zätigkeitsgebiete dieſer Selbſtverwal⸗ 
tungskörper können die Aufgabenkreiſe der Schiff⸗ 
fahrtsabteilung beim Reichsverkehrsminiſterium 
dienen. Der Geſetzentwurf ſieht die Schaffung einer 
Organiſationsbaſis durch Errichtung von Zwangs⸗ 
verbänden für die einzelnen Stromgebiete vor. 
Dieſe Schiffahrtsverbände ſind die Träger der Ver⸗ 
kehrsregelung eines ganzen Stromgebietes, die ſie 
durch ihr geſchäftsführendes Organ, den Schiff⸗ 
fahrtsausſchuß und deſſen Unterorgane, die Ver⸗ 
kehrsſtellen, ausüben. Spitze der Organiſation iſt 
der ſich aus den Intereſſenten zuſammenſetzende 
Veichsſchiffahrtsausſchuß. Aufſichtsorgan des Reiches 
it der vom Neichsverkehrsminiſter zu ernennende 
Reichsſchiffahrtskommiſſar. Das Reich hat ein Veto⸗ 
recht gegenüber Beſchlüſſen der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper, ein Kontrollrecht bei der Bildung der Tarife 
und ein Redt auf Mitwirkung bei der Auswahl 
der leitenden Perſönlichkeiten. Jeder Schiffahrts⸗ 
ausſchuß beſteht aus einer vom Reichsſchiffahrts⸗ 
kommiſſar zu beſtimmenden Anzahl von Vertretern 
der Reedereien, der Kleinſchiffer, der Spediteure, 
der Schlepperorganiſationen, der ſchiffstechniſchen 
und maſchinentechniſchen Arbeitnehmer und der 
Länder. — Die „Deutſche Allgemeine 
Zeitung“ (11. Auguſt) veröffentlicht die vom 
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Oberſchleſiſchen berg- und hüttenmänniſchen Verein 
herausgegebenen 

Hauptergebniſſe der oberſchleſiſchen Montanſtatiſtik 
für das Jahr 1919. Ueber Arbeiterbewegung, Zahl 
der verfahrenen Arbeitstage und Kohlenförderung 
der letzten Tage für 63 Steinkohlengruben gibt 
die folgende Tabelle Aufſchluß: 


; Jahres- 
Zahl Arbeitstage re 
Stein- 
der Arbeit toplen Kon = 
Jahr N EGEN Ar⸗ förderung en 
jamt- je Ar⸗ in Mi geſamten 
1 beitd-| a `| Beleg- 
- zahl in kraft Tonnen ſchaft i 
männl weibl. | Mitt. e 
Tonnen 
1913 118002] 5347 36,8 | 298,5 43,8 355 1 
1916 122935 12032 | 31,6 300,9 42,0 31157 
1918 [136073014037 45 300.2 39 266.3 
1919 8133733 13408 41,6 | 282,8 25,9 176,2 


Der Rückgang der Förderung gegen das Jahr 
1918 beträgt 35,1%, die Arbeiterſchaft nahm um 
2% ab, die Förderung verringerte fih aber in 
ſtärkerem Maße als die Arbeiterzahl. Die Statiſtik 
über die Eiſenerzgruben umfaßt ſieben Betriebe, 
wobei die vereinigten Eiſenerzbergwerke der Ober— 
ſchleſiſchen Eiſeninduſtrie-Aktiengeſellſchaft, unter 
einer Nummer zuſammengefaßt ſind. Die Produktion 
an Eiſenerzen (unter Hinzurechnung der auf den 
Bint- und Bleierzgruben als Nebenprodukte ge= 
wonnenen Eiſenerze) betrug nach Menge und (über⸗ 
wiegend geſchätztem) Wert: 

Wert p. Tonne 


Tonnen Mark in Mark 
1901. . 457 126 3 130 095 085 
1913772, 25 7438204 917 599 6,64 
N og 62 194 593 463 9,55 
1919. 61 469 937 841 15,26 


Die Eiſenerzförderung Oberſchleſiens hat im 
Berichtsjahre gegen 1918 um 725 t 1,2% ab⸗ 
genommen. In den letzten zehn Jahren hat ſich 
die Förderung um 172354 t — 73,7% vermindert. 
Die 16 in der Statiſtik aufgeführten Zink- und 
Bleierzgruben förderten: Galmei 40791 t (im Vor⸗ 
jahre 57861 t), Zinkblende 196880 (314781) t, 
Schwefelkies 3321 (4928) t. Der Geldwert dieſer 
Produktion hat gegen 1918 um 26,1% zugenommen. 
Die Noheiſenproduktion ſowie der Brennmaterialien⸗ 
verbrauch, berechnet auf die Tonne erblaſenen Roh- 
eiſens, ſtellte ſich wie folgt: 


Koksverbrauch 
Roheiſen auf Ut erblaſenen 
Roheifeng 
1913. . 994 601 t 12257 
1918. . 696 146 t Moone 
1910x: . 459 954 t 1,581 t 


Der Geldwert des Roheilens und der Neben⸗ 
produkte betrug im Berichtsjahr 186,42 Mill. K 
gegen 125,89 Mill, % im Vorjahre. Die Produktion 
der Eiſengießereien iſt gegenüber dem Vorjahre um 
20 534 t = 29,9% geſunken. Die Geſamtproduktion 
Oberſchleſiens an Stahlformguß ſtellte ſich auf 
24 151 t gegen 97757 t im Vorjahre. Die Pro⸗ 


duktion von Flußeiſen ift gegenüber der des Bors 
jahres um 139 227 t = 34,2%, von Schweißeiſen 
der Puddelwerke um 14085 t = 51,7% und von 
Fertigfabrikaten der Walzwerke um 144620 t == 
21,5% geſunken. 


Umschau. 


Nach einer Pause, die den 
Krieg noch um zwei Jahre 
überdauert hat, soll in der zweiten Oktoberhälfte dieses 
Jahres in Berlin der fünfte allgemeine deutsche 
Bankiertag abgehalten werden. In der Notiz, die dieses 
Ereignis ankündigt, heisst es, dass die Einberufung vom 
Vorstand des Zentralverbandes des Bank- und Bankier- 
verbandes beschlossen worden ist „angesichts der Not- 
wendigkeit einer einheitlichen Stellungnahme des Bank- 
gewerbes zu den grossen Fragen, die auf dem Gebiete 
des Finanz-, Geld- und Bankwesens im Interesse des 
Wiederaufbaus der deutschen Volkswirtschaft der Lösung 
barren“. Der Versuch durch den Zusammentritt eines 
Bankiertages von seiten des Bankgewerbes einen Beitrag 
zu den brennenden Problemen des Wiederaufbaus der 
deutschen Wirtschaft und der Ordnung der Finanzen zu 
liefern, kommt reichlich spät. Nicht nur während des 
Krieges, sondern auch nach dem Kriege haben die 
Führer unserer Bankwelt vollkommen versagt in der 
Führung zur volkswirtschaftlichen Neuordnung. Bank- 
direktoren und Bankiers waren die eısten, die auf Grund 
ihrer Stellung dazu berufen gewesen wären, der unheil- 
vollen Finanzpolitik, die alles auf die Notenpresse ein- 
stellte, Einhalt zu gebieten. Bankdirektoren und Bankiers, 
als Sachwalter von vielen Milliarden deutschen Kapitals 
wären verpflichtet gewesen, führend mitzuarbeiten an einer 
volkswirtschaftlichen Ordnung, durch die der Kapitalstrom, 
der aus ihrem Sammelbecken herausfloss, in die volks- 
wirtschaftlich nützlichsten Wege zu leiten wäre. Bank- 
direktoren und Bankiers wären beruten gewesen, die 
Kredithilfe des Auslandes, die die deutsche Volkswirt- 
schaft, insbesondere zur Finanzierung der Rohstoffein- 
fuhren gebraucht, grosszügig unter Ausnutzung ihrer 
Verbindungen zur Gesamtindustrie einerseits und zur 
ausländischen Finanzwelt andererseits zu organisieren. 
Vergleichen wir diese Verpflichtungen, die die Bankwelt 
kraft ihrer Funktionen beim Wiederaufbau der deutschen 
Volkswirtschaft gehabt hätte, mit dem was sich in der 
Welt der Wirklichkeit abgespielt hat, so ergibt sich 
schweres Anklagematerial. - Die Führer der Bankwelt 
haben in all den Jahren im wesentlichen nichts anderes 
gemacht als ihre Geschäfte, d. h. als die Geschäfte, die 
ihnen während des Krieges und nach dem Kriege mehr 
oder minder automatisch zugeflossen sind. Sie haben in 
einzelnen Fällen auf die Gefahren der Schuldenwirtschaft 
der Inflation hingewiesen, aber sie haben niemals ihre 
Stimme erhoben, um mit Nachdruck eine Abkehr von den 
falschen Wegen zu fordern und noch viel weniger ist 
aus ihrer Mitte der Weg zu einer neuen besseren Finanz- 
und Geldpolitik gewiesen worden. Sie haben Kritik 
geübt an den Stenern, die gemacht worden sind. Diese 
Kritik war oft genug berechtigt, aber sie haben auch 
nicht einen grosszügigen Vorschlag gemacht, wie man 
schlechte Steuergesetze durch bessere Wege ersetzen 


fn. Vor dem Bankiertag. 
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könnte. Sie haben Beschwerde geführt über manche 
Lasten, die ihnen z. B. im Zusammenhang mit dem 
Kapitalfluchtgesetz aufgebürdet worden sind, aber sie 
haben über den unzulänglichen Weg der Gesetze hinaus 
aus eigener Kraft und eigener Erkenntnis nichts zur 
Bekämpfung der Kapitalflucht geleistet. Sie haben die 
Finanzierung der Rohstoffeinfahren hie und da wirksam 
unterstützt, d. h. sie haben die selbstverständlich gegebenen 
Funktionen der Banken erfüllt. Für die Errichiung einer 
grosszügigen Organisation der Erwerbsstände zur Einfuhr- 
finanzierung, wie sie z. B. von Dr. Haus Jordan-Mallinckrodt 
angeregt worden ist, haben sie nichts getan, ja sie haben 
sogar vielleicht die Verwirklichung manchen Planes durch 
Anhäufung von Bedenken gehemmt. Dass sie endlich 
auch in dem Punkte versagt haben, der in der Zukunft 
vielleicht dıe Hauptaufgabe der Bankwelt werden wird, 
nämlich in der planmässigen Lenkung der Kapital- 
ströme, dafür genügt es wohl das eine Beispiel heraus- 
zugreifen, das kürzlich in einer Ausschusssitzung des 
Reichswirtschaſtsrates vorgebracht wurde, nämlich» 
dass in der Zeit der grössten wirtschaftlichen 
Not Deutschland bei den Kapitalinvestierungen die Kino- 
und Film-Industrie an der Spitze marschiert. 
Dem 5. Bankiertag, der jetzt einberufen worden ist, könnte 
es vorbehalten bleiben, viel von den Unterlassungssünden 
wieder gutzumachen. In der Aufzählung der wichtigsten 
Unterlassungssünden soll ein Hinweis liegen auf die Arbeit, 
die der 5. Bankiertag leisten müsste, wenn die Führer der 
Bankwelt nicht dauernd ins Hintertreffen geraten wollen beim 
Einfluss auf die Neugestaltung der deutschen Wirtschaft. 
Die Bankwelt kann ihre Aufgaben nur erfüllen, wenn sie 
an sie herantritt mit der klaren Erkenntnis der Tatsache, 
dass das Bankgewerbe vielleicht das wichtigste Hilfsge- 
werbe der Volkswirtschaft ist, dass es aber niemals seine 
Geschäfte als Selbstzweck innerhalb der Volkswirtschaft 
betrachten darf, sondern dass die Funktionen der Ver- 
waltung des Kapital- und Geldverkehrs letzten Endes 
immer eingestellt werden müssen auf die Bedürfnisse der 
planmässigen Entfaltung aller produktiven Kräfte. Die 
Hoffnungen, dass der 5. Bankiertag Leistungen zeitigen 
wird, die diesen Ansprüchen, die an die Bankwelt ge- 
stellt werden dürfen, gerecht werden, sind nicht allzu- 
gross. Die Quelle des bisherigen Versagens ist ja ohne 
Zweifel nicht in dem mangelnden Forum für die Ent- 
wicklung neuer Ideen, sondern in dem Mangel an ideen- 
reichen Führern in der Bankwelt zu suchen. Wenn wir 
Umschau halten, unter den Köpfen, die an den Spitzen 
unserer Grossbanken stehen, und unter den Köpfen, die 
in der Privatbankwelt eine Rolle spielen, so finden wir 
sicherlich sehr viel fachliche Tüchtigkeit, aber sehr wenig 
tiber das eigene Geschäft hinausgehende Führerqualitäten. 
Man braucht gar nicht die Frage aufzuwerfen, ob diese 
oder jene Auffassung eines Bankdirektors oder Bankiers 
die richtige sei, ob man seine Ideen teilen oder be- 
kämpfen will, sondern map muss nur die Vorfrage stellen, 
wo sind die Bankleute, die in Deutschlands schwerster 
Zeit überhaupt mit eigenen Ideen in die Arena getreten 
sind? Mit den Problemen der Geldtheorie, die heute 
von so entscheidender Wichtigkeit sind, hat sich ausser 
dem kürzlich verstorbenen Direktor der Hypothekenbank 
in Hamburg, Friedrich Bendixen kein deutscher Bank- 


mann in den letzten Jahren ernsthaft auseinandergesetat. 
Bei der Beratung der finanziellen Probleme -des Friedens- 
vertrages blieben Max Warburg und sein Mitarbeiter 
Melchior, die einzigen Männer der Bankwelt, die über- 
haupt etwas beizusteuern wussten, und deren Aktivität 
auch dann anerkannt werden muss, wenn man ihren 
Lösungsversuchen keinen Beifall zollen kann. Als die 
ersten entscheidenden Kämpfe um die Gedanken einer 
Planwirtschaft im Jahre 1919 ausgefochten wurden, mit 
dem für die weitere Entwicklung verhängnisvollen nega- 
tiven Ergebnis, stand von den Männern der Bankwelt der 
Berliner Bankier Fritz Andräae einsam auf der Seite 
der Vertreter eines neuen Aufbaus der Voikswirtschaft. 
Die Einberufung eines Bankiertags, dessen jahrelanges 
Schweigen allein Bände für die Passivität der Bankwelt 
gegenüber den drängenden Problemen der Finanz- und 
Wirtschaftspolitik spricht, wird nicht genügen, um aus 
tüchtigen Leitern von Banken und Bankgeschäften Führer 
der Volkswirischaft zu machen. Aber das Forum des 
Bankiertags, der Zwang, sich mit den brennenden Fragen 
des Wiederaufbaus, der deutschen Volkswirtschaft aus- 
einanderzusetzen, könnte möglicherweise Kräfte weithin 
sichtbar machen, deren Ideenarbeit bisher vielleicht im 
Verborgenen geleistet worden ist. Mit dieser Hoffnung 
begrüssen wir die Einberufung des Bankiertages. Denn 
wenn die Bankwelt dauernd versagen würde, in dem 
Beitrag an Ideen zum Wiederaufbau der Wirtschaft, der 
ihr dank ihrer Funktion zufallen müsste, so würde das 
nicht nur der Bankwelt selbst, sondern der ganzen 
deutschen Volkswirtschaft zum Unheil gereichen. 


. rege. 
Is. Bismare e-Charlottenhütte. schrieben: 


„An der Börse hat sich in den letzten Wochen ein Kampf 
um eine Aktienmehrbeit abgespielt, der inzwischen in das 
Stadium der Waffenstillstands- oder Friedensverhandlungen 
übergegangen ist. Anfang des Monats erregten die Käufe 
in Bismarckhütte-Aktien, die daraufhin innerhalb 
weniger Tage um rund 170°/, gestiegen sind, Aufsehen, 
ohne dass man anfänglich wusste, für wen und auf 
wessen Rechnung diese Käufe vorgenommen wurden. 
Später stellte sich heraus, dass die Auftraggeberin zu den 
Börsenkäufen die Charlotten hütte- A.-G. sei. Lange 
Zeit hindurch blieb es zweifelhaft, ob die Charlottenhütte 
die Käufe für sich selbst oder auf fremde Rechnung 
durchführte. Denn es war verwunderlich, dass die mit 
weit geringerem Aktienkapital ausgestattete Charlotten- 
hütte den Plan haben sollte, die Majorität der grösseren 
Bismarckhütte zu erwerben. Die Bismarckhütte verfügt 
über ein Aktienkapital von 22 Mil. A. Wollte die 
Charlottenhütte die Majorität der Bismarckhütte- Aktien 
erwerben, und nimmt man nun den Erwerbs-Kurs der 
Aktien mit durchschnittlich 550 % an (er war zeitweilig 
bei den stärksten Käufen beträchtlich höher), so wäre 
zum Erwerb der absoluten Majorität allein ein Kapital von 
60,5 Mill. A nötig. Die Charlottenhütte selbst verfügt 
jedoch nur über ein Aktienkapital von 12.5 Mill. A, d. h. 
die Mittel die sie aufwenden müsste, würde ihr eigenes 
Kapital um das vielfache übertreffen. Die Tatsache, dass 
die Bankverbindung der Stumm-Gruppe hauptsächlich die 
Käufe der Bismarckhütte-Aktien ausführte, liess dann an 
der Börse das Gerücht auftauchen, dass dieser Konzern, 
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bei dem eine weitere Ausdehnung ja angesichts der Ent- 
wicklung in den letzten Monaten nicht überraschen würde, 
der eigentliche Geldgeber und Unternehmer bei den 
Käufen sei. Der Stumm-Konzern habe, so wollten an- 
geblich Eingeweihte wissen, seine Blicke auf die Char- 
lottenhütte selbst geworfen, und er wolle durch seine 
Käufe die Bismarckhütte und die Charlottenhütte gemeinsam 
in seinen Machtbereich ziehen. Die Charloitenhütte hat 
nun diesen Einfluss des Stumm-Konzerns ganz entschieden 
geleugnet und besonders darauf hingewiesen, dass eine 
fremde Beherrschung ihres Unternehmens schon deswegen 
nicht möglich sei, weil die kürzlich mit sechsfachem 
Stimmrecht ausgestatteten Vorzugsaktien sie dagegen 
schützen würden. Die Bismarckhütte verfügt über dieses 
Schutzmittel, dessen Wirkung nicht nur gegen eine 
Ueberfremdung durch Auslandskapital bei der Charlotten- 
hütte in Erscheinung tritt, nicht. Dieses Mittel zur Ab- 
wehr neuer Grossaktionäre lässt sich aber nicht nachträglich 
schaffen, wenn der Kampf einmal entbrannt und auch 
nur eine wesentliche Minderheit in die Hände einer neuen 
Gruppe übergegangen ist. Die Verwaltung der Bismarck- 
hütte hat deshalb sich wohl damit begnügt, selbst ihren 
Aktienbesitz zu vermehren, um wenigstens alle einschnei- 
denden Anträge, die statutengemäss eine Dreiviertelmehrheit 
bedingen, erfolgreich abwehren zu können. Auf Grund 
dieser Machtverteilung sind nun die beiderseitigen 
Verwaltungen bereits bemüht, die Neuordnung auf 
Grund freundschaftlicher Verständigung durchzuführen. 
Die Entsendung von Aufsichtsratsmitgliedern der Char- 
lottenhütte in den Aufsichtsrat der Bismarckhütte ist vor- 
gesehen. Das Zusammenarbeiten in produktionstechnischer 
Beziehung kommt wohl nur zwischen der Charlottenhütte 
und dem im westlichen Teile Deutschlands gelegenen 
Besitz der Bismarckhütte in Frage. Die Bismarckhütte be- 
sitzt aus der Uebernahme der Westfälischen Stahl- 
werke im November 1917 vor allen Dingen die Sieger- 
länder Erzgewerkschaft „Neue Haardt“ und das Bochumer 
Stahlwerk. Dass die Angliederung dieses letzten Werkes 
die Charlottenhütte gereizt hat, ist wenig wahrscheinlich. 
Eher kann man schon annehmen, dass die Angliederung 
der Gewerkschaft mit dem Ziele, die Erzbasis der Char- 
lottenhütte zu stärken, als wesentlicher Faktor bei ihren 
Ueberlegungen mitgesprochen hat. Die Charlottenhütte 
hat nach einer Sanierung im Jahre 1905 bis zum Kriege 
Dividenden von 10, 12 und 16% durchschnittlich gezahlt. 
Während des Kıieges trat die Gesellschaft in eine Periode 
der Expansion ein. Der Köln-Müsener Bergwerksverein, 
die Grube Knappschaftsglück und das hessische Braun- 
eisenbergwerk Gewerkschaft Luise wurden im Jahre 1916, 
die Eichener Walzwerk und Verzinkerei-A.-G. im Jahre 
1917 erworben. Durch diese Angliederungen ist die Char- 
lottenhütte zu einem gemischten Montanwerk ausgebaut 
worden. Dem reinen Hüttenwerk sind auf der einen Seite 
die Kohlen- und Erzgruben, auf der anderen Seite weiter- 
verarbeitende Betriebe angegliedert worden. Dass der 
Wunsch die Aktien der Erzgrube oder des Hüttenwerkes 
der Bismarkhütte zu erwerben allein ausschlaggebend für 
die Käufer der Aktien gewesen ist, erscheint bei der 
Grösse des Gesamtobjekts kaum wahrscheinlich. Es ist 
schon möglich, dass es der Verwaltung mehr auf eine 
gute Anlage ihrer flüssigen Mittel ankam, und dass sie, 


dem Zuge der Zeit folgend, den Anschluss an ein anderes 
Unternehmen zur Befestigung der Stellung in der Industrie 
erreichen wollte. Solange die Verwaltung der Charlotten- 
hütte nichts über ihre Absichten bekannt gibt, ist man 
bei der Beurteilung der neuen Verbindung auf mehr oder 
minder hypothetische Betrachtungen angewiesen. In wel- 
chem Grade die letzten Kursbewegungen noch mit Mehr- 
heitskämpfen zusammenhängen oder wie weit sie nur noch 
das Geplänkel von Börsenmitläufern darstellen, ist bei 
dieser Sachlage natürlich auch undurchsichtig. Die Ver- 
waltung der Charlottenhütte hätte angesichts der spekula- 
tiven Entwicklung die Pflicht, ihren Aktionären und der 
Oeffentlichkeit reinen Wein einzuschenken, sobald die rein 
geschäftliche Transaktion nicht mehr zur Geheimhaltung 
zwingt.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Die Ansprüche an den deutschen Kapitalmarkt durch 
die Industrie gehen in ausserordentlichem, ja man kann 
vielleicht sagen, in ständig wachsendem Umfange weiter. 
In der Generalversammlung der Daimler Motoren 
A. G., die die Erhöhung des Kapitals auf 100 Mill. c# 
beschlossen hat, wurde darauf hingewiesen, dass trotz 
wiederholter Kapitalerhöhung gar nicht abzusehen sei, ob 
mit dieser neuen Geldbeschaffung die Aera des Kapital- 
bedarfs ibr Ende erreichen werde oder ob man nicht 
bald wieder zur Effektenschaffung werde schreiten müssen, 
um Bankkredite, die der Betrieb erfordert, abzudecken 
und das Schlimme ist, dass parallel mit diesem geradezu 
unaufhörlichen Kapitalbedarf nicht etwa eine blühende 
Geschäftsentwicklung geht, sondern wie 2. B. im Falle 
Daimler, die Ankündigung von Betriebseinschränkungen, 
aus denen nur mit Rücksicht auf die gefährlichen sozialen 
und politischen Wirkungen, keine Beiriebssiillegungen 
werden. 

Mit einem kräftigen Anspruch an den Kapitalmarkt 
ist auch neuerdings wieder die Allgemeine Elek- 
trizitäts-Gesellschaft hervorgetreten. Zu dem Stamm- 
aktienkapital von 300 Mill. e, das durch die erst im 
Mai d. J. vollzogenen Kapitalserhöhung um 100 Mill. % 
geschaffen wurde, sollen jetzt Vorzugsaktien (mit ein- 
fachem Stimmrecht) in Höhe von 250 Mill. Æ geschaffen 
werden. Die Vorzugsaktien werden mit 6% i ger Dividende 
ausgestattet und die Gesellschaft behält sich vor, diese 
Vorzugsaktien vom 1. Januar 1925 ab mit 115% ein- 
zulösen. 175 Mill. #4 der neuen Vorzugsaktien sollen 
sofort begeben werden, und zwar 100 Mill. “M auf dem 
Wege der Subskription, während 75 Mill. % von inlän- 
dischen Instituten zur festen Kapitalsanlage übernommen 
werden, wodurch wohl eine gewisse, wenn auch bei der 
angeschwollenen Kapitalsumme nicht sehr umfangreiche 
Schutzmassnahme gegen Ueberfremdungstendenzen ge- 
schaffen werden soll. Die ungeheure Inanspruchnahme 
des Kapitalmarktes vollzieht sich immer noch ohne die 
Steigerung der Zinssätze in Deutschland, die unter nor- 
malen Verbältnissen eine notwendige Folge der grossen 
Inanspruchnahme des Marktes sein müsste. Wenn man 
den Gründen für diese widerspruchsvolle Erscheinung 
nachgeht, so stösst man mit Selbstversiäodlichkeit auf 
zwei Erklärungen, die innerlich zusammenhängen. Die 
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erste Ursache ist die unzureichende Einziehung der 
Vermögenssteuern, die besonders krass dadurch in die 
Erscheinung getreten ist, dass selbst die Frist zur Abgabe 
der Deklaration für das Reichsnotopfer, die am 28. August 
ablaufen sollte, zunächst bis zum 30. September infolge 
des Versagens der Finanzbehörden verlängert werden 
musste. Die Veranlagung zur Vermögenszuwachssieuer 
im Krieg ist noch nicht durchgeführt. Die ersten Er- 
hebungen des Reichsnoiopfers liegen in weiter Ferne. So 
findet die Umschaltung von aufgehäuften Privatkapital in 
die Reichskassen noch nicht statt. Das erhöht natürlich 
die Aufnahmefähigkeit des privaten Kapitalmarktes. Es 
zwingt auf der anderen Seite das Reich dazu, seine 
schwebenden Schulden ständig weiter zu vergrössern, und 
durch die rasende Arbeit der Notenpresse die Schaffung 
zusätzlicher Kaufkraft dauernd fortzusetzen. In der letzten 
Juliwoche erhöhte sich die bankmässige Deckung bei den 
Kapitalanlagen der Reichsbank um nicht weniger als 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 
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Mittwoch, Schluss des Bezugsrechts Aktien Plalzische 
18. August Bank Ludwigshafen. 
Ironage-Bericht. — Bankausweise London 
ee Paris, — Schluss des Bezugsrechts 
à 8 Stärkezuckerfabrik Koehlmann. 
Freitag @.-V.. Maschmenfabrik Moenus. — Schluss 
20 August des Bezugsrechts Aktien Rheinisch-West- 
8 fälisches Elektrizitätswerk Akt.-Ges. 
Bankausweis New York. — @.-V.: Elek- 
trische Kleinbahn im Mansfelder Berg- 
revier, Bierbrauerei A. Schifferer Kiel, 
Bürgerliches Brauhaus Hamburg. — 
Sonnabend, Schluss des Bezugsrechts Adler-Kali- 
21. August werke, Bezugsrechts Dittersdorfer Filz- 
und Kratzentuchfabrik, Bezugsrechts 
Odenwälder Hartstein-Industrie, Be- 
zugsrechts J. D. Riedel A-G., Bezugs- 
rechts Ruscheweyh Akt.- Ges. 
Reichsbankausweis. — G. - V.. National- 
bank für Deutschland, Gas- und Elek- 
oe, trizitätwerk A.-G. „Bremen“. — Schluss 
N des Bezugsrechts Aktien Stralauer Glas- 
bütte. 
G. - . Braunkohlen- A.- G. Hubertus, 
Reiherstieg-Schiffswerft und Maschinen- 
Dienstag, fabrik Hamburg, Lübecker Oelmühle 
24. August A.-G. vorm. G, E. A, Assmus. — Schluss 
des Bezugsrechts Leipziger Werkzeug- 
maschinenfahrik vorm Pittler. 
Mittwocn, || Schluss des Brzugsrechis Eisenhü tenwerk 
25. August Keula, Bezugsrechts Faber & Schleicher 
Ironage-Bericht. — Bankaus weise London, 
Donnerstag, Paris. — @.-V.: Lüneburger Wachs- 
26. August bleiche J. Börstling, Deutsche Lianosoff- 
Mirera öl-Import-Gesellschaft. 

r @.-V. Zuckersabrik Fröbeln A.-G., Baum- 
Freitag, wollspinnerei Unterbausen. — Schluss 
27. August = Bezugsrechts Aktien Basalt-A.-G. 

inz. 


2) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen, Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicbt bestunmen 
ansen 


Bankausweis New-York. — @.-V.: Akt. 
Ges. für Metallindustrie vorm. Gust, 
Richter, Akt.-Ges. vorm. H. Gladen- 
beck & Sohn, Schluss des Bezugsrechts 
Aktien - Bergwerks- Gesellschaft Dahl- 
busch 


Montag, Reichsbankausweis. — G. V.: Gebr. 
30. August Junghans Uhrenfabriken. 


| @.-V.: Badische Bank, Akt.-Ges. für Bunt- 
papier undLeimfabrikation, Hanseatische 
Jutespinnerei und Weberei Delmenhorst, 
Tafel-, Salin- und Spiegelglas- A.-G. 
Fürth. — Schluss des Bezugsrechts 
C. H. Knorr A.-G. Heilbronn, Bezugs- 
|| rechts Ver. Glanzstofffabriken. 


Verlosungen: 
20. August: 5% Congo 100 Fr. (1888), 
2½% Belg. Vicinalbahn 120 Fr (1885), 
3%, Stadt Paris 400 Fr. (1910), 4% 
Hyp.-Kr. Ver. Zürich 50 Fr. (1919), 
22. August: 3% Credit foncier 500 Fr. 
(1906) und 300 Fr. (1912), 25. August: 
2½ % Stadt Paris (II. Metrop.) 500 Fr. 
| (1904). 

6,6 Milliarden . In der gleichen Woche stieg der Umlauf 
an Banknoten und Darlehnskassenscheinen um nahezu 
2 Milliarden A, das ist rund der fünffache Betrag der 
Vermehrung des Geldzeichen-Umlaufes in der entsprechen- 
den Woche des Vorjabres. Wenn im Reichsbankausweis 
endlich, wie es den Erfordernissen nach rückhaltloser 
Klarheit in unserer Lage entspricht, das Wechselkonto 
in Privatwechsel und Schatzwechsel des Reiches 
getrennt werden würde, so würde man mit noch 
grösserer Deutlichkeit, als es bisher der Fall ist, all- 
wöchentlich die verheerenden Wirkungen der Finanznot 
des Reiches auf die Entwicklung des Bankstatus erkennen, 
Die Börse ist viel zu sehr an Finanzelend und Inflation 
gewöhnt, als dass auch die schlechtesten Reichsbankaus- 
weise auf sie noch einen wesentlichen Eindruck machen 
könnten, Höchstens insoweit, als sich die Finanzmisere 
auch im Sinken der deutschen Valuta ausprägt, findet die 
Erscheinung auch ihre börsenmässige Wertung. Die 
sinkende Tendenz der deutschen Valuta ist, wenn 
auch das Tempo mässig ist, in den letzten Wochen nicht 
zu verkennen. Während wir in der Betrachtung im letzten 
Heft des „Plutus“ (Seite 248) noch einen Dollarkurs an 
der Berliner Böise von 45.45 als einen Höchststand am 
23. Juli verzeichnen konnten, dem eine gewisse Senkung 
schnell wieder fo!gte, bewegt sich der Kurs des Dollar 
um die Mitte des Monats August ständig zwischen 46 
und 47. Die Börse neigt allerdings dazu, die gegenwärtige 
Tendenz der Valutabewegung weniger auf die Foigeu der 
inneren Geld- und Wirtschaftsverschlechterung zurückzu- 
führen, als auf die Stimmungen und Beunruhigungen, die 
von der ausländischen Politik ausgehen und die insbesondere 
zusammenhängen mit der gefahrenreichen Entwicklung der 
russisch- polnischen Angelegenheiten. Es soll gewiss nicht 
einer Unterschätzung der Bedeutung des weltpolitischen 
Wirrwarrs das Wort geredet werden. Es wäre aber ver- 
derblich, wenn man sich durch die weltpolitischen Gefahren 
in Deutschland davon ablenken liesse, die unheilvollen 
Entwicklungen im Innern, insbesondere im Geld- und 
Finanzwesen, genügend zu beachten und das 
Warnungssignal, das in den Reichsbankausweisen ent- 

halten ist, weiter zu überhören. Justus. 


Sonnabend, 
28. August 


Dienstag, 
31. August 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Naphtali- Berlin. 


Anzeigen des Plutus. 


Norddeutsche 
Vprsichorungs-wesellschal 


in Hamburg. 


Bilanz am 31. Dezember 1919. 


Aktiva. M. Pf 
Forderungen an die Aktionäre für noch nicht j 


eingezahltes Aktienkapital 15 000 000 — 
Rückstände der Versicherten (später fällige | 
Prämien) . . > 5 342 790/45 


Ausstände bei General-Agenten beziellungs weise 


Agenten e 18 935 635072 
anea ber Banken en ee 
Guthaben bei anderen Versichernngsunterneli- | 


26 273 060044 


Hes | 
Guthaben bei Versicherten. AST 
Im folgenden Jahre fällige Zinsen und Miets- 

Erträge, soweit sie anteilig auf das laufende 

Jahr, treffen ao = s s eai ae 609 956/77 
Kassenbestand . . > o e: 25 377/61 
Hypotheken und Grundschulden 1 857 500 


18 940 350019 


Wertpapiere . N e a a a 
Beteiligung bei anderen Versicherungs- Unter- 

nehmungen „„ 960 569155 
Darlehen auf Wertpapiere 1217 458018 
Schatzwechsel und Wechsel 1 862 33578 
Grundbesitz e N 

— Abschreibung . 25,000.— | 2625000 — 
Inventar 3 1000 — 
Barkautionen 381 554/77 


1 755117 
104 817 525/69 
—— — !— — — 

Passiva. M. Pf 


Aktienkapital Mn. m ek o 20 000 000. 
Ueberträge auf das nächste Jahr für noch nicht 
verdiente Prämien (Prämiepüberträge): 


Vorausbezahlte Courtage 


a) Transportversicherung # 4,000,000.— 
b) Feuer-Versicherung . - 3,665,000.— 
c) and. Versicherungszweige „ 2,105,392.— 9770 392.— 


bezahlte 


14 267 36350 


Hypotheken und Grundschulden auf dem Grund- 

besitzi oe PET a er u 
Guthaben anderer Versicherungsunter nehmungen 
Guthaben der General-Agenten bezw. Agenten 


25 150 649/67 
1 625 619177 


Später fällige Rückversicherungs-Prämien 23 493 696|97 
Noch zu zahlende nicht erhobene Dividende 13 976/25 
Ee e 1 763 65625 
Noch zu zahlende Courtage bezw. Pıovisio. eu — — 
Noch zu zahlende Kosten 704 988059 
Beamten-Unterstützungsfonds . 5 137 009168 
Reservefonds . 5 3 693 746158 
Spezialreserven . 3 146 435/63 


Gewinn und dessen Verwendung : 
An die Aktionäre 14 % auf den Einschuss von 
l, 5,000,000.— WM 700,000.— 
Vergütung laut § 26 der Satzung „ 199,582.78 
Beamten-Unterstützungsfonds . „ 35,916.56 


Vortrag auf neue Rechnung 114,500.66] 1 050 000 — 


104 817 525169 
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Meint mAn Pairs N Rarleh-&. me 


nn nn nn 4 — 
Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratenteil Röse Lonis, Nenkölln 
b. H, Berlin W 57, Rülnwstrasse 66. 


Julius Berger, Tiefbau-Aktiengesellschaft 
zu Berlin. 
Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten, bei 
uns erhältlichen Prospektes sind 
nominal M. 4 zn 000.— neue Aktien 
er 
Julius Berger, Tiefbau-Aktiengesellschaft zu Berlin 
4000 Stück zu je M. 1000.—, No. 4001—8000 
zum Handel und zurNotiz an der Berliner Börse zugelassen worden. 
Berlin, im Juli 1920. [2180 
Georg Fromberg & Co. Deutsche Bank. 
Nationaibank für Deutschland. 


BER re ende a 
Steingutfabrik Colditz Aktiengesellschaft 


in Colditz i. Sa. 
Auf Grund des von der Zulassungsstelle genehmigten, bei 
uns erhältlichen Prospektes sind 
nom, Mark 1600 000.— Aktien 
der 
Steingutfabrik Colditz Aktiengesellschaft 
in Colditz i. Sa. 
1600 Aktien zu je M. 1000.—, Nr. 1—1600 
zum Handel und zur Notiz an der Berliner Börse zugelassen worden. 
Berlin, im August 1920. [2181 
J. Dreyfus & Co. 
— — 


— ———— 
In der ausserordentlichen Generalversammlung am 
26. Juli 1920 wurden nen in den Aufsichtsrat unserer Gesell- 
schaft gewählt: 
Herr Bankier Dr. Gustaf Ratjen, Berlin 
Herr Bankdirektor Walter Bürhaus, Düsseldorf. 
Düsseldorf, den 11, August 1920. 


Rheinische Metallwaren-und Maschinenfabrik 


Der Vorstand: [2183 
G. Müller, H. Beitter, Potthoff, Beitter. 
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Soeben erſcheint: 


Volkswirtſchafts- 
Tehre 


Eine gemeinverſtändliche Darftellung 
Dr. Georg Obſt 


a. o. Profeſſor an ber Univerjität Breslau 
2. vollſtäudig umgearbeitete Auflage 
555 Seiten 


M 32.— 
(Hierzu der übliche Teucruugssuſchlag) 


Ju dieſem forben erſcheinenden Werk find auch die 
jungſteu Vorgänge auf dem Gebiete der Volkswirt⸗ 
shaft bargeſlellt. Es ift das 


modernſte und populärſte Buch 


über Bolkewirtſchaft, bas wir beſitzen, und ift wichtig 
für jeden, ber ſich mit dieſem intereſſauten 
Sebiet zu befaſſen hat 


Carl Ernſt Poeſchel Verlag 


Stuttgart 


